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1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des 
gebilligten Konzernabschlusses sowie des zusammen-
gefassten Lageberichts für die Siemens Aktiengesell-
schaft und den Konzern zum 30. September 2019 sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats und des Corporate- 
Governance-Berichts zum Geschäftsjahr 2018 / 2019

Die genannten Unterlagen enthalten auch den Vergütungsbericht und 
den erläuternden Bericht zu den Angaben nach § 289 a Abs. 1, § 315 a 
Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs. Sie sind mit Ausnahme des festgestell­
ten Jahresabschlusses Bestandteil des Geschäftsberichts 2019. Die 
Unterlagen sind über unsere Internetseite unter  WWW.SIEMENS.

COM/HAUPTVERSAMMLUNG zugänglich und werden den Aktionären auf 
Verlangen unverzüglich und kostenlos zugesandt. Ferner werden sie 
in der Hauptversammlung zugänglich sein und dort auch näher erläu­
tert werden. 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und Konzernabschluss bereits gebilligt; der Jahresabschluss ist damit 
festgestellt. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist daher zu 
Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung vorgesehen.

2. Beschlussfassung über die Verwendung des 
 Bilanzgewinns der Siemens Aktiengesellschaft

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Bilanzgewinn der Siemens 
Aktiengesellschaft aus dem abgelaufenen Geschäftsjahr 2018 / 2019 in 
Höhe von 5.384.000.000,00 € wie folgt zu verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende von 3,90 € je  
für das abgelaufene Geschäftsjahr 2018 / 2019 
dividendenberechtigte Stückaktie: 3.175.681.941,90 €

Einstellung in Gewinnrücklagen: 2.069.000.000,00 €

Gewinnvortrag: 139.318.058,10 €

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die 35.722.579 eige­
nen Aktien, die zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses 
durch den Vorstand unmittelbar oder mittelbar von der Gesellschaft 
gehalten wurden und die gemäß § 71 b Aktiengesetz nicht dividenden­
berechtigt sind. Der auf diese Aktien entfallende Betrag soll als Gewinn 
vorgetragen werden. Sollte sich die Zahl der für das abgelaufene Ge­
schäftsjahr 2018 / 2019 dividendenberechtigten Stückaktien bis zur 
Hauptversammlung verändern, wird der Hauptversammlung ein ent­
sprechend angepasster Beschlussvorschlag unterbreitet, der unverän­
dert eine Dividende von 3,90 € je dividendenberechtigte Stückaktie, 

Sehr geehrte Damen und Herren Aktionäre, 

wir laden Sie ein zur

ordentlichen Hauptversammlung  

der  Siemens  Aktiengesellschaft

am Mittwoch, 5. Februar 2020, 10.00 Uhr,  

in der Olympiahalle im Olympiapark, 

 Coubertinplatz, 80809 München.

 Siemens Aktiengesellschaft 

Berlin und München

Einberufung der ordentlichen  

Hauptversammlung 2020

 Berlin und München,  

im Dezember 2019

Tagesordnung

http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
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Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von 
 ungebührlicher Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Aus­
wahlmöglichkeiten beschränkende Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 
der EU­Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde (Verordnung (EU) 
Nr. 537 / 2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 
2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei 
 Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Be­
schlusses 2005 / 909 / EG der Kommission). 

6. Beschlussfassung über die Billigung des 
 Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder

Nach § 120 Abs. 4 Satz 1 Aktiengesetz kann die Hauptversammlung über 
die Billigung des Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder be­
schließen. Die Hauptversammlung der Siemens Aktiengesellschaft hat 
einen solchen Beschluss zuletzt am 27. Januar 2015 gefasst. 

Nach dem am 14. November 2019 vom Bundestag beschlossenen Gesetz 
zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) soll § 120 
Abs. 4 Aktiengesetz gestrichen und ein neuer § 120 a Aktiengesetz ein­
geführt werden. Dessen Absatz 1 sieht vor, dass die Hauptversammlung 
der börsennotierten Gesellschaft mindestens alle vier Jahre sowie bei 
jeder wesentlichen Änderung des Vergütungssystems über die Billigung 
des vom Aufsichtsrat vorgelegten Vergütungssystems für die Vor­
standsmitglieder beschließt. 

Auch wenn eine solche Beschlussfassung bei der Siemens Aktiengesell­
schaft noch nicht zwingend in der Hauptversammlung 2020 erfolgen 
müsste, soll ein solcher Beschluss bereits jetzt gefasst werden, zumal 
der Aufsichtsrat mit Wirkung zum 1. Oktober 2019 Änderungen des Ver­
gütungssystems für die Vorstandsmitglieder beschlossen hat. 

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung seines Ver­
gütungsausschusses – vor, das nachfolgend wiedergegebene, vom 
Aufsichtsrat mit Wirkung zum 1. Oktober 2019 beschlossene Ver­
gütungssystem für die Vorstandsmitglieder zu billigen. Der Vorstand 
schließt sich dem Beschlussvorschlag des Aufsichtsrats an, da § 124 
Abs. 3 Aktiengesetz in seiner derzeit geltenden Fassung einen Be­
schlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat verlangt, auch wenn 
die Zuständigkeit für die Erstellung des Vergütungssystems ausschließ­
lich beim Aufsichtsrat liegt. 

einen unveränderten Betrag für die Einstellung in Gewinnrücklagen 
sowie entsprechend angepasste Beträge für die Ausschüttungssumme 
und den Gewinnvortrag vorsieht.

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz ist der Anspruch auf die Divi­
dende am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss folgenden 
Geschäftstag, das heißt am 10. Februar 2020, fällig. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Vorstands

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Vorstands im 
Geschäftsjahr 2018 / 2019 für diesen Zeitraum zu entlasten.

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstim­
mung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands entscheiden 
zu lassen.

4. Beschlussfassung über die Entlastung  
der Mitglieder des Aufsichtsrats

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, die Mitglieder des Aufsichtsrats 
im Geschäftsjahr 2018 / 2019 für diesen Zeitraum zu entlasten.

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstim­
mung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats entscheiden 
zu lassen.

5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschluss-
prüfers und Konzernabschlussprüfers sowie des 
Prüfers für die prüferische Durchsicht des Halbjahres-
finanzberichts und die Prüfung einer Schlussbilanz 
nach Umwandlungsgesetz

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung seines Prüfungs­
ausschusses – vor, die Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell­
schaft, Stuttgart, 

a) zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäfts­
jahr 2019 / 2020,

b) zum Prüfer für die prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlus­
ses und des Zwischenlageberichts für den Konzern für das erste 
Halbjahr des Geschäftsjahrs 2019 / 2020 und 

c) zum Prüfer für eine im Rahmen der geplanten Abspaltung des 
Siemens Gas and Power Geschäfts nach Umwandlungsgesetz erfor­
derliche Schlussbilanz der Gesellschaft

zu bestellen. 
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Ziel des Aufsichtsrats ist es, den Vorstandsmitgliedern innerhalb der 
regulatorischen Rahmenbedingungen ein marktübliches und zugleich 
wettbewerbsfähiges Vergütungspaket anzubieten, um für die Siemens AG 
die besten global verfügbaren Kandidaten für eine Vorstandsposition 
zu gewinnen.

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder ist einfach, klar und 
verständlich gestaltet. Es entspricht den Vorgaben des Aktiengesetzes 
(in der Fassung vom 17. Juli 2017 sowie dem vom Bundestag beschlos­
senen Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie, 
ARUG II), den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance 
Kodex (DCGK 2017 und Entwurf des DCGK vom 9. Mai 2019) und bietet 
dem Aufsichtsrat die notwendige Flexibilität, auf organisatorische Än­
derungen zu reagieren und unterschiedliche Marktgegebenheiten zu 
berücksichtigen.

A. GRUNDZÜGE DES VERGÜTUNGSSYSTEMS FÜR  
DIE MITGLIEDER DES VORSTANDS DER SIEMENS AG
Das System der Vorstandsvergütung leistet einen Beitrag zur Förderung 
der Geschäftsstrategie: Die Vorstandsmitglieder sollen durch die Aus­
gestaltung des Vergütungssystems dazu motiviert werden, die in der 
»Vision 2020+ « niedergelegten strategischen Ziele zu erreichen. Das 
System fördert Innovationen und setzt Anreize für eine wertschaffende 
und langfristige Entwicklung der Gesellschaft bei gleichzeitiger Vermei­
dung unverhältnismäßiger Risiken.

Entscheidungen zur Ausgestaltung des Vergütungssystems sowie zur 
Struktur und Höhe der Vergütung der Vorstandsmitglieder trifft der 
Aufsichtsrat unter Berücksichtigung der folgenden Grundsätze:

Kopplung von 
Leistung und 
Vergütung

Besondere Leistungen sollen angemessen honoriert  
werden, Zielverfehlungen sollen zu einer spürbaren  
Verringerung der Vergütung führen.

Berücksichtigung 
der gemeinschaft-
lichen und  
individuellen  
Leistung der Vor-
standsmitglieder

Die Vergütung berücksichtigt die unternehmerische Freiheit 
der einzelnen Konzernbereiche einerseits und die Leistung 
der Vorstandsmitglieder als Gesamtgremium andererseits. 
Demnach wird die kurzfristige Leistung dort gemessen, wo 
sie entsteht und von den jeweiligen Vorstandsmitgliedern 
beeinflusst werden kann, während die langfristige Leistung 
über Ziele auf Konzern­Ebene abgebildet wird, die für alle 
Vorstandsmitglieder gleichermaßen gelten.

Durchgängigkeit  
der Systeme

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder ist 
 anschlussfähig an die Vergütungssysteme der Manager  
und Mitarbeiter des Konzerns.

Angemessenheit 
der Vergütung

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder soll marktüblich 
sein und der Größe, der Komplexität sowie der wirtschaft­
lichen Lage des Unternehmens Rechnung tragen.
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B. VERFAHREN
Das System der Vorstandsvergütung wird vom Aufsichtsrat festgelegt. 
Dabei wird der Aufsichtsrat von seinem Vergütungsausschuss unter­
stützt. Der Vergütungsausschuss entwickelt entsprechende Empfehlun­
gen zum System der Vorstandsvergütung, über die der Aufsichtsrat 
eingehend berät und beschließt. Bei Bedarf kann der Aufsichtsrat 
 externe Berater hinzuziehen. Bei der Mandatierung externer Vergütungs­
experten wird auf deren Unabhängigkeit geachtet, insbesondere wird 
eine Bestätigung ihrer Unabhängigkeit verlangt. Die eingeschalteten 
externen Vergütungsexperten werden von Zeit zu Zeit gewechselt. Die 
für die Behandlung von Interessenskonflikten geltenden Regelungen 
werden auch beim Verfahren zur Fest­ und Umsetzung sowie zur 
 Überprüfung des Vergütungssystems beachtet. Das vom Aufsichtsrat 
beschlossene Vergütungssystem wird der Hauptversammlung zur 
 Billigung vorgelegt.

Verfahren zur Festsetzung des Vergütungssystems

Vergütungsausschuss HauptversammlungAufsichtsrat 

Entwickelt Empfehlungen 
für das Vergütungssystem und legt 

diese dem Aufsichtsrat vor

Entscheidet über 
die Billigung des 

Vergütungssystems
        Beschließt das     Vergütungssystem

Der Vergütungsausschuss bereitet die regelmäßige Überprüfung des 
Systems zur Vergütung der Vorstandsmitglieder durch den Aufsichtsrat 
vor. Bei Bedarf empfiehlt er dem Aufsichtsrat Änderungen vorzuneh­
men. Im Falle wesentlicher Änderungen, mindestens jedoch alle vier 
Jahre, wird das Vergütungssystem erneut der Hauptversammlung zur 
Billigung vorgelegt.

Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung gestellte 
Vergütungssystem nicht, wird spätestens in der darauffolgenden or­
dentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem vor­
gelegt.

Der Aufsichtsrat kann auf Vorschlag des Vergütungsausschusses in be­
sonderen außergewöhnlichen Fällen (wie zum Beispiel einer schweren 
Wirtschaftskrise) vorübergehend von den Bestandteilen des Systems 
der Vorstandsvergütung (Verfahren und Regelungen zu Vergütungs­
struktur und ­höhe sowie bezüglich der einzelnen Vergütungsbestand­
teile) abweichen, wenn dies im Interesse des langfristigen Wohl­
ergehens der Gesellschaft notwendig ist.

Das vorliegende System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder findet 
Anwendung für alle laufenden Vorstands­Anstellungsverträge, deren 
Verlängerung sowie für neu abzuschließende Verträge.
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C. BESTANDTEILE DES SYSTEMS DER VORSTANDSVERGÜTUNG
Die Vergütung der Vorstandsmitglieder der Siemens AG setzt sich aus 
festen und variablen Bestandteilen zusammen. Dabei umfasst die feste, 
erfolgsunabhängige Vergütung die Grundvergütung sowie Nebenleis­
tungen und Versorgungszusagen (Beitragsorientierte Siemens Al­
tersversorgung). Erfolgsabhängig und somit variabel werden die kurz­
fristig variable Vergütung (Bonus) sowie die langfristig variable 
Vergütung (Stock Awards) gewährt.

Darüber hinaus bilden die Share Ownership Guidelines einen wesentli­
chen ergänzenden Bestandteil des Vergütungssystems. Durch die Ver­
pflichtung, ein definiertes Vielfaches ihrer Grundvergütung dauerhaft 
in Siemens­Aktien zu halten und Aktien im Fall einer Unterschreitung 
des definierten Betrags nachzukaufen, zeigen die Vorstandsmitglieder 
ihr Vertrauen in die erfolgreiche Zukunft von Siemens.

Bestandteile des Systems der Vorstandsvergütung

ZIEL - GESAMTVERGÜTUNG

Share Ownership 
Guidelines

Feste Bestandteile Variable Bestandteile

Grundvergütung
+ Nebenleistungen

Kurzfristig  
variable Vergütung

(Bonus)

Langfristig  
variable Vergütung

(Stock Awards)+ Versorgungszusagen

Das System der Vorstandsvergütung wird zudem durch angemessene 
und marktübliche Zusagen im Zusammenhang mit dem Beginn und der 
Beendigung der Tätigkeit im Vorstand beziehungsweise der Änderung 
des Dienstsitzes ergänzt.
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Vergütung, beispielsweise etwa ein höherer langfristig variabler Vergü­
tungsanteil festgelegt werden. Ferner kann bei erstmaliger Bestellung 
eines Vorstandsmitglieds eine insgesamt niedrigere Vergütung für die 
erste Bestellperiode festgelegt werden. Zudem hat der Aufsichtsrat die 
Möglichkeit, im Rahmen der jährlichen Über prüfung der Vorstandsver­
gütung unter Berücksichtigung von Markt und Angemessenheit bei 
Bedarf nur einzelne anstatt alle Vergütungsbestandteile anzupassen. 
Dadurch kann etwa gezielt die langfristig variable Vergütung an eine 
veränderte Marktüblichkeit angepasst und so die Ziel­Gesamtvergü­
tung nach Markterfordernissen optimiert  werden. Die beschriebenen 
Differenzierungsmöglichkeiten haben zur Folge, dass die Anteile der 
einzelnen Vergütungsbestandteile an der Ziel­Gesamtvergütung im 
Vergütungssystem wie nachfolgend beschrieben in prozentualen Band­
breiten angegeben werden. 

Bei der Festsetzung der variablen Vergütung stellt der Aufsichtsrat 
 sicher, dass der Anteil der langfristig variablen Zielvergütung stets den 
der kurzfristig variablen Zielvergütung übersteigt. Unter Beachtung 
dieses Prinzips hat der Aufsichtsrat die Möglichkeit, innerhalb der vor­
gegebenen Bandbreiten einen höheren langfristig variablen Anteil zu 
definieren, um die Vergütung der Vorstandsmitglieder noch stärker auf 
die langfristige Unternehmensentwicklung auszurichten. 

Der Anteil der festen Vergütung (Grundvergütung und Ziel­Neben­
leistungen sowie Versorgungszusagen) liegt derzeit bei 43 % der 
Ziel­Gesamtvergütung. Dieser Prozentsatz kann durch funktionale 
 Differenzierung und / oder im Rahmen der jährlichen Überprüfung der 
Vergütung und Anpassung an die Marktüblichkeit künftig variieren. Der 
Aufsichtsrat legt dabei die feste Vergütung innerhalb einer Bandbreite 
von 36 % bis 43 % bezogen auf die Ziel­Gesamtvergütung fest.

Der Anteil der kurzfristig variablen Vergütung (Bonus) an der Ziel­ 
Gesamtvergütung beträgt derzeit (bei 100 % Zielerreichung) 27 %. 
Durch funktionale Differenzierung und / oder im Rahmen der jährlichen 
Überprüfung der Vergütung, kann der Aufsichtsrat die kurzfristig 
 variable Vergütung künftig innerhalb einer Bandbreite von 20 % bis 
28 % bezogen auf die Ziel­Gesamtvergütung festlegen.

Der Anteil der langfristig variablen Vergütung (Stock Awards) an der 
Ziel­Gesamtvergütung beträgt derzeit (bei 100 % Zielerreichung) 30 %. 
Durch funktionale Differenzierung und / oder im Rahmen der jährlichen 
Überprüfung der Vergütung, kann der Aufsichtsrat künftig eine lang­
fristig variable Vergütung innerhalb einer Bandbreite von 30 % bis 42 % 
bezogen auf die Ziel­Gesamtvergütung festlegen.

Aufgrund bestehender vertraglicher Zusagen (insbesondere Währungs­
ausgleich) weicht der Aufsichtsrat bei der Festlegung der Ziel­Gesamt­
vergütungsstruktur für Lisa Davis für die Dauer ihrer Bestellung von den 
oben beschriebenen Bandbreiten ab.

D. FESTLEGUNG DER KONKRETEN ZIEL-GESAMTVERGÜTUNG 
(STRUKTUR UND HÖHE) 
Der Aufsichtsrat legt jeweils für das bevorstehende Geschäftsjahr in 
Übereinstimmung mit dem Vergütungssystem die Höhe der Ziel­Ge­
samtvergütung für jedes Vorstandsmitglied fest. Dabei berücksichtigt 
er neben einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leis­
tungen des Vorstandsmitglieds auch die wirtschaftliche Lage sowie den 
Erfolg und die Zukunftsaussichten des Unternehmens. Der Aufsichtsrat 
hat dafür Sorge zu tragen, dass die Ziel­Gesamtvergütung marktüblich 
ist. Die Beurteilung der Marktüblichkeit erfolgt: 

 Horizontal – externer Vergleich
Zur Beurteilung der Marktüblichkeit der Gesamtvergütung werden 
Vergütungsdaten der Unternehmen des Deutschen Aktienindex 
(DAX) und von vergleichbaren nicht­börsennotierten Unternehmen 
(soweit verfügbar) sowie – aufgrund der internationalen Aufstellung 
von Siemens – Vergütungsdaten der Unternehmen des STOXX 
 Europe 50 herangezogen. Bei diesem horizontalen Marktvergleich 
berücksichtigt der Aufsichtsrat die Marktstellung (insbesondere 
Branche, Größe, Land) und die Komplexität von Siemens. 

 Vertikal – interner Vergleich
Daneben berücksichtigt der Aufsichtsrat die Entwicklung der Vor­
standsvergütung im Verhältnis zur Vergütung der Belegschaft von 
Siemens in Deutschland. Bei diesem vertikalen Vergleich unterzieht 
er die Relation der Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen 
Führungskreises und der weiteren Belegschaft einem Markt vergleich 
mit den Unternehmen des DAX. Den oberen Führungskreis hat der 
Aufsichtsrat zu diesem Zweck wie folgt abgegrenzt: Er besteht aus 
den Leitenden Angestellten der Vertragsgruppe Oberer Führungs­
kreis und der Vertragsgruppe Top Management. Die weitere Beleg­
schaft setzt sich zusammen aus außertariflichen Mitarbeitern sowie 
Tarifmitarbeitern.

Das Vergütungssystem erlaubt es dem Aufsichtsrat, die Ziel­Gesamtver­
gütung auf Basis der Funktion des einzelnen Vorstandsmitglieds zu 
gestalten und so die unterschiedlichen Anforderungen an die jeweilige 
Vorstandsfunktion sowohl bei der Festlegung der absoluten Vergü­
tungshöhe als auch der Vergütungsstruktur entsprechend zu berück­
sichtigen. Das System sieht vor, dass eine funktionsspezifische Differen­
zierung im pflichtgemäßen Ermessen des Aufsichtsrats anhand der 
Kriterien Marktgegebenheiten, Erfahrung des Vorstandsmitglieds und 
verantwortetes Vorstandsressort erfolgt. So kann zum Beispiel ein her­
ausgehobenes Mitglied des Vorstands wie der Vorsitzende des Vor­
stands bei der Festlegung eine insgesamt höhere Vergütung als andere 
Vorstandsmitglieder erhalten. Bei einem aus dem Ausland bestellten 
Mitglied des Vorstands könnte, mit Blick auf eine höhere, marktübliche 
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Soweit die Hauptversammlung eine Absenkung der im Vergütungssystem 
festgelegten Maximalvergütung für die Vergütung der Vorstandsmitglie-
der beschließt, wird diese nach Inkrafttreten des Gesetzes zur Umsetzung 
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie beim Abschluss oder der Verlänge-
rung von Vorstands-Anstellungsverträgen aufgenommen werden.

Nachfolgend werden die einzelnen Vergütungsbestandteile detailliert 
erläutert. 

F. FESTE VERGÜTUNGSBESTANDTEILE
Die feste, erfolgsunabhängige Vergütung setzt sich aus der Grundver-
gütung, den Nebenleistungen und den Versorgungszusagen (Beitrags-
orientierte Siemens Altersversorgung) zusammen.

Grundvergütung
Jedes Vorstandsmitglied erhält eine feste Grundvergütung. Diese wird 
in zwölf monatlichen Raten ausgezahlt.

Nebenleistungen
Für jedes Vorstandsmitglied wird für das jeweils bevorstehende Ge-
schäftsjahr die maximale Höhe der Nebenleistungen festgelegt. Hierfür 
bestimmt der Aufsichtsrat einen Betrag in Relation zur Grundvergü-
tung. Mit dem Betrag werden Leistungen zugunsten des Vorstandsmit-
glieds abgedeckt, wie zum Beispiel firmenseitig gewährte Sachbezüge 
und Nebenleistungen, wie die Bereitstellung eines Dienstwagens, Zu-
schüsse zu Versicherungen und Kostenübernahme für Vorsorgeunter-
suchungen. 

Versorgungszusagen
Die Mitglieder des Vorstands sind – wie die Mitarbeiter der Siemens AG – 
in die Beitragsorientierte Siemens Altersversorgung (BSAV) eingebun-
den. Im Rahmen der BSAV erhalten die Mitglieder des Vorstands Bei-
träge, die ihrem Versorgungskonto gutgeschrieben werden. Der 
Aufsichtsrat überprüft jährlich die Angemessenheit des Beitrags und 
entscheidet über die Beitragsgewährung in Form eines festen Betrags 
zur BSAV. Bei neu bestellten Vorstandsmitgliedern kann anstelle von 
BSAV-Beiträgen ein fixer Betrag in bar zur freien Verfügung gewährt 
werden.

 Beispiel: Ziel-Gesamtvergütung (= Einkommensbasis 
 Vorstandsmitglied), abgeleitet aus den relevanten 
 Vergleichsmärkten (DAX und STOXX Europe 50)

 Feste Vergütung (Grundvergütung + Ziel-Nebenleistungen  
+ Versorgungszusage): 43 % = 1.764.802 €

 Kurzfristig variable Vergütung (100 % Zielerreichung):  
27 % = 1.101.600 €

 Langfristig variable Vergütung (100 % Zielerreichung):  
30 % = 1.259.000 € 

E. HÖCHSTGRENZEN DER VERGÜTUNG
Die Maximal-Gesamtvergütung entspricht dem Aufwands-Höchst-
betrag der Gesellschaft, der sich für das jeweilige Vorstandsmitglied 
rechnerisch aus der Summe aller Vergütungsbestandteile für das 
 betreffende Geschäftsjahr ergibt (Aufwands-Cap). Sie wird vom 
 Aufsichtsrat jährlich auf Basis der Ziel-Gesamtvergütung abgeleitet. 
Zusätzlich zu diesem durch den Entwurf des DCGK vom 9. Mai 2019 
geforderten Aufwands-Cap, ist die betragsmäßige Höchstgrenze und 
somit der tatsächliche maximale Zufluss für die variablen Vergütungs-
bestandteile wie folgt definiert (Zufluss-Caps):

 Kurzfristig variable Vergütung (Bonus)  
auf das Zweifache des Zielbetrags,

 Langfristig variable Vergütung (Stock Awards)  
auf das Dreifache des Zielbetrags.

Die Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder gemäß dem vom 
 Bundestag beschlossenen Gesetz zur Umsetzung der zweiten 
 Aktionärsrechterichtlinie entspricht für das jeweilige Vorstandsmit-
glied der Summe des maximalen Zuflusses aller Vergütungsbestand-
teile für das betreffende Geschäftsjahr und wird vom Aufsichtsrat 
jährlich je Vorstandsmitglied betragsmäßig festgelegt. 

 Beispiel: Berechnung der Maximalvergütung eines Vorstands-
mitglieds, abgeleitet aus dem jeweiligen maximalen Zufluss 
aller Vergütungsbestandteile

 Feste Vergütung (Grundvergütung + maximale Nebenleistungen 
+ Versorgungszusage): 1.801.116 €

+ Kurzfristig variable Vergütung (2-facher Zielbetrag): 2.203.200 €
+ Langfristig variable Vergütung (3-facher Zielbetrag): 3.777.000 €
= Maximalvergütung für ein Geschäftsjahr (Zufluss): 7.781.316 €
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G. VARIABLE VERGÜTUNGSBESTANDTEILE
Die variable Vergütung der Vorstandsmitglieder ist an die Leistung ge­
koppelt und auf die kurz­ und langfristige Entwicklung der Gesellschaft 
ausgerichtet. Um die Umsetzung der Unternehmensstrategie sicherzu­
stellen, müssen die notwendigen operativen Maßnahmen definiert und 
gesteuert werden. Diese zielen darauf, unter anderem die Ertragskraft 
von Siemens zu stärken sowie profitabel und effizient zu wirtschaften. 
Insbesondere bedeutet dies einen effizienten Umgang mit dem von 
Aktionären und Kreditgebern zur Verfügung gestellten Kapital sowie 
die Gewinnung neuer Marktanteile.

Des Weiteren will Siemens langfristig eine attraktive und nachhaltige 
Rendite für seine Aktionäre sicherstellen und sie somit am Erfolg des 
Konzerns beteiligen. Die Rendite wird konkret durch die Dividendenzah­
lungen und die Aktienkursentwicklung ausgedrückt. Da die Dividen­
denausschüttung bei Siemens in der Regel durch die freien Zahlungs­
mittel finanziert wird, ist eine weitere zentrale Aufgabe des 
Unternehmens die Generierung von Liquidität.

Die variable, erfolgsabhängige Vergütung setzt sich aus einer Kurz­ und 
einer Langfristkomponente zusammen – dem Bonus und den Siemens 
Stock Awards. 

Wie hoch beide Komponenten ausfallen, ist vom Erreichen finanzieller 
und nicht­finanzieller Leistungskriterien abhängig. Die Leistungskrite­
rien sind aus den strategischen Zielen und der operativen Steuerung 
des Unternehmens abgeleitet. Sie schließen entsprechend der gesell­
schaftlichen Verantwortung von Siemens auch das Leistungskriterium 
Nachhaltigkeit mit ein. Letztlich messen alle Leistungskriterien die stra­
tegisch ins Auge gefasste erfolgreiche Wertschaffung in ihren unter­
schiedlichen Ausprägungen.

Beim Bonus kann der Aufsichtsrat für jedes Vorstandsmitglied auf Basis 
der geschäftlichen Rahmenbedingungen Leistungskriterien auswählen. 
Fokussiert wird dabei auf die kurzfristigen Maßnahmen zur Umsetzung 
der Unternehmensstrategie, wie zum Beispiel Stärkung der Ertragskraft 
und Sicherstellung von Profitabilität / Kapitaleffizienz sowie von Liquidi­
tät. Die Leistungskriterien werden anhand geeigneter Kennzahlen ge­
messen. 

Soweit ein Mitglied des Vorstands vor Einführung der BSAV einen Pen­
sionsanspruch gegenüber dem Unternehmen erworben hat, entfällt ein 
Teil seiner Beiträge auf die Finanzierung dieses Altanspruchs.

Weitere wesentliche Merkmale der BSAV für die Mitglieder des Vor­
stands fasst die nachstehende Tabelle zusammen: 

Anspruch   Auf Antrag mit Vollendung des 62. Lebensjahrs für 
Versorgungs zusagen ab dem 1. Januar 2012

  Auf Antrag mit Vollendung des 60. Lebensjahrs für 
Versorgungs zusagen vor dem 1. Januar 2012

Unverfallbarkeit   Gemäß gesetzlichen Vorschriften  
des Betriebsrentengesetzes

Auszahlung   Grundsätzlich in 12 Jahresraten; weitere Auszahlungs­
varianten auf Antrag sind: geringere Anzahl Raten, 
 Einmalbetrag sowie Verrentung mit / ohne Hinter­
bliebenenleistung sowie Kombinationen der genannten 
Auszahlungsvarianten

Garantieverzinsung   Bis zum Eintritt des Versorgungsfalls jährliche 
 garantierte Zinsgutschrift auf Versorgungskonto

Invalidität / Tod   Risikoschutz bei Eintritt des Versorgungsfalls vor  
dem 60. Lebensjahr infolge Invalidität oder Tod  
durch Beitragszurechnung vom Alter im Zeitpunkt  
des Eintritts des Versorgungsfalles bis zur Vollendung 
des 60. Lebensjahres

Die Mitglieder des Vorstands, die bereits vor dem 30. September 1983 
im Unternehmen tätig waren, haben – wie sonstige anspruchsberech­
tigte Mitarbeiter der Siemens AG – in den ersten sechs Monaten nach 
Eintritt in den Ruhestand Anspruch auf Übergangszahlungen in Höhe 
des Differenzbetrags zwischen der letzten Grundvergütung und dem 
Leistungsanspruch aus der betrieblichen Altersversorgung.
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unter »Vision 2020+ « gesteigerte unternehmerische Freiheit der ein­
zelnen Geschäfte mit einhergehender Verantwortung für die erzielten 
Ergebnisse wider. Bei schwerpunktmäßig funktionaler Verantwortung 
(zum Beispiel beim Vorstandsvorsitzenden und beim Finanzvorstand) 
wird die Performance des Siemens­Konzerns herangezogen.

 Individuelle Ziele 
Die individuellen Ziele ermöglichen eine weitere Differenzierung in 
Abhängigkeit der konkreten strategischen und operativen Heraus­
forderungen jedes einzelnen Vorstandsmitglieds.

Jeder der drei Ziel­Dimensionen werden Leistungskriterien zugeordnet, 
die das jeweilige Vorstandsmitglied erfüllen soll. Den Dimensionen 
»Siemens­Konzern« und »Vorstandsressort« wird jeweils ein finanziel­
les Leistungskriterium zugeordnet. Für die »Individuellen Ziele« sind 
insgesamt zwei bis vier gleich gewichtete Leistungskriterien festzule­
gen, die finanzieller und nicht­finanzieller Natur sein können.

In den Dimensionen »Siemens­Konzern« und »Vorstandsressort« wird 
die Erreichung der finanziellen Leistungskriterien ausschließlich an­
hand von Kennzahlen (= Methoden zur Leistungsmessung) ermittelt. 
Diese Kennzahlen sind überwiegend operative Steuerungsgrößen, ab­
geleitet aus der strategischen Ausrichtung des Unternehmens. Sie ori­
entieren sich an dem Siemens Financial Framework und sind in der 
Regel auch Gegenstand der externen Finanzberichterstattung.

Bei den Stock Awards gelten die Leistungskriterien Nachhaltigkeit und 
Langfristige Wertsteigerung für alle Vorstandsmitglieder. Diese messen 
den Erfolg des Unternehmens bei der Umsetzung seiner Wertschaf­
fungsstrategie unter Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsthemen und 
gesellschaftlichen Anforderungen.

Leistungskriterien der variablen Vergütung

Ertrag Profitabilität /  
Kapitaleffizienz Wachstum      Liquidität

Umsetzung der 
Unternehmens- 

strategie
Nachhaltigkeit Langfristige 

Wertsteigerung

Bonus

Stock Awards

  finanziell   nicht­finanziell

Der Aufsichtsrat stellt sicher, dass die Zielsetzung anspruchsvoll und 
ambitioniert ist. Werden die Ziele nicht erreicht, kann die variable Ver­
gütung bis auf null sinken. Werden die Ziele deutlich übertroffen, so ist 
die Zielerreichung auf 200 % begrenzt.

Kurzfristig variable Vergütung (Bonus)
Die kurzfristig variable Vergütung honoriert den Beitrag während eines 
Geschäftsjahrs zur operativen Umsetzung der Geschäftsstrategie und 
somit zur langfristigen Entwicklung der Gesellschaft. Dabei berücksich­
tigt die kurzfristig variable Vergütung die Gesamtverantwortung des 
Vorstands, die jeweilige Geschäftsverantwortung sowie die spezifi­
schen Herausforderungen jedes einzelnen Vorstandsmitglieds. Aus 
diesem Grund basiert das Bonus­System auf drei Ziel­Dimensionen, die 
gleich gewichtet sind: 

 Siemens-Konzern 
Diese Dimension berücksichtigt die Gesamtverantwortung des 
 Vorstands und misst die Performance des Siemens­Konzerns in 
 seiner Gesamtheit, zu der jeder einzelne Bereich des Unternehmens 
beiträgt.

 Vorstandsressort
Die Dimension »Vorstandsressort« legt den Fokus auf das vom jewei­
ligen Vorstandsmitglied verantwortete Geschäft und misst die Perfor­
mance hinsichtlich der festgelegten Ressortstrategie. Dies spiegelt die 
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Der Aufsichtsrat legt für die Dimension »Siemens­Konzern« und – in 
Abhängigkeit der Prioritäten für das jeweilige Vorstandsmitglied – für 
die Dimension »Vorstandsressort« sowie für die »Individuellen Ziele« 
jeweils vor Beginn des Geschäftsjahrs die Leistungskriterien fest. Jedem 
finanziellen Leistungskriterium ist hierbei je Vorstandsmitglied eine 
Kennzahl zugeordnet. Der Aufsichtsrat hat für den Bonus nachfolgende 
finanzielle Leistungskriterien und Kennzahlen als Regelfall ausgewählt. 
Diese gelten auch für das Geschäftsjahr 2019 / 2020.

Ziel-Dimensionen und Leistungskriterien im Bonus

Ziel-Dimension Anzahl 
Leistungskriterien

Art der 
Leistungskriterien Leistungskriterien Kennzahl

Siemens-Konzern 
(Gewichtung 33,34 %) 1 Finanziell Ertrag

Ergebnis je Aktie (EPS)
– unverwässert, wie berichtet,  

Durchschnitt über 3 Jahre –

Vorstandsressort 
(Gewichtung 33,33 %)

1 Finanziell Profitabilität /  
Kapital effizienz

Konzern: ROCE

Geschäft: Ergebnismarge

Individuelle Ziele 
(Gewichtung 33,33 %)

Mindestens 2
bis maximal 4

Finanziell und
nicht-finanziell

Jährliche Auswahl durch den Aufsichtsrat
(siehe Katalog individuelle Ziele)

Um die Kontinuität in der Zielsetzung sicherzustellen, wird lediglich in 
begründeten Ausnahmefällen von dieser Auswahl abgewichen. Dabei 
hat der Aufsichtsrat die Möglichkeit, vor dem jeweiligen Geschäftsjahr 
eine alternative Zuordnung der Leistungskriterien zu beschließen. Ab­
weichend vom Regelfall kann alternativ das Leistungskriterium Profi­
tabilität / Kapitaleffizienz – gemessen durch Kapitalrendite (ROCE) – für 
die Dimension »Siemens­Konzern« heranzogen und das Leistungskrite­
rium Ertrag für die Dimension »Vorstandsressort« gesetzt werden. Für 
die Vorstandsmitglieder mit funktionaler Verantwortung kann der Er­
trag durch Ergebnis je Aktie (EPS) gemessen werden und für Vorstands­
mitglieder mit Geschäftsverantwortung durch Adjusted EBITA. Falls 
aufgrund der wirtschaftlichen Lage erforderlich, hat der Aufsichtsrat 
ferner die Möglichkeit, das finanzielle Leistungskriterium Liquidität, 
gemessen durch die Cash Conversion Rate, in den Dimensionen 
»Siemens­Konzern« oder »Vorstandsressort« zu verankern. 
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In der Dimension »Individuelle Ziele« können die finanziellen Leistungs­
kriterien Wachstum und Liquidität sowie weitere nicht­finanzielle Leis­
tungskriterien Anwendung finden. Bei den nicht­finanziellen Leistungs­
kriterien wird die Performance der jeweiligen Vorstandsmitglieder in 
Bezug auf die für sie vor Beginn des Geschäftsjahrs definierten soge­
nannten Fokusthemen betrachtet, welche sich unter anderem an den 
operativen Aspekten der Umsetzung der Unternehmensstrategie orien­
tieren. Beispiele sind die Geschäftsentwicklung, die Umsetzung von 
Großprojekten und Optimierungen / Effizienzsteigerung. Weiterhin 
möglich ist eine Orientierung an Nachhaltigkeitsaspekten, wie zum Bei­
spiel Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterzufriedenheit, Eigentümerkultur 
und Compliance.

 

Leistungskriterien und Kennzahlen beziehungsweise Fokusthemen  
der individuellen Ziele

Katalog individuelle Ziele        (jährliche Auswahl durch den Aufsichtsrat)

Liquidität Wachstum Umsetzung der  
Unternehmensstrategie Nachhaltigkeit

Cash  
Conversion  

Rate

Vergleichbares  
Wachstum

der Umsatzerlöse

Marktausschöpfung Nachfolgeplanung

Geschäftsentwicklung Innovationsleistung

Umsetzung  
Portfolio­Maßnahmen Kundenzufriedenheit

Optimierung / Effizienzsteigerung Mitarbeiterzufriedenheit

Umsetzung laufender Großprojekte Sustainability / Diversity

Implementierung weiterer  
strategischer Zielsetzungen Eigentümerkultur

Compliance

  finanziell   nicht­finanziell
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Der Vergütungsbericht zum abgelaufenen Geschäftsjahr enthält jeweils 
einen Ausblick auf die Anwendung des Vergütungssystems im laufen­
den Geschäftsjahr. In diesem Ausblick wird ex­ante über die Auswahl 
der  finanziellen Leistungskriterien und Kennzahlen berichtet. Nicht­ 
finanzielle Leistungskriterien beziehungsweise Fokusthemen werden 
hingegen, wie auch die konkrete Zielsetzung für die finanziellen Kenn­
zahlen, ex­post erläutert, um wettbewerbsrelevante strategische Vor­
haben ex­ante nicht preiszugeben.

Der Aufsichtsrat entscheidet auf Empfehlung des Vergütungsausschusses 
jährlich über die Festlegung der Leistungskriterien und die Kennzahlen 
und Fokusthemen (Methoden zur Leistungsmessung). Er definiert weiter 
die Zielwerte für die finanziellen Kennzahlen der Dimensionen 
»Siemens­Konzern« und »Vorstandsressort«, die zu einer Zielerreichung 
von 0 % bis 200 % führen, sowie die konkreten individuellen Ziele pro 
Vorstandsmitglied und stellt nach Ablauf des Geschäftsjahrs die Ziel­
erreichung und die daraus resultierende Ist­Vergütung fest. 

Zeitliche Abfolge der Zielfestlegung und Zielerreichung im Bonus

Vor dem jeweiligen Geschäftsjahr

Zu Beginn des relevanten Geschäftsjahrs

Nach Ablauf des Geschäftsjahrs

Festlegung der Leistungskriterien und Methoden zur 
Leistungsmessung (Kennzahlen bzw. Fokusthemen)

Konkrete Zielsetzung

Feststellung Zielerreichung und daraus  
resul tierender individuell erreichter Bonusbeträge

 1

 2

 3
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Ergänzende Erläuterungen zur Festlegung der Leistungs-
kriterien sowie der Kennzahlen beziehungsweise Fokus-
themen zur Leistungsmessung:
Die Leistungskriterien, die Kennzahlen beziehungsweise Fokusthemen und 
die Zielwerte ändern sich während eines Geschäftsjahrs nicht. Außerge­
wöhnliche Entwicklungen, deren Effekte in der Zielerreichung nicht hinrei­
chend erfasst sind, kann der Aufsichtsrat im Rahmen der Zielfeststellung in 
begründeten seltenen Sonderfällen angemessen berücksichtigen. Dies 
kann zu einer Erhöhung wie auch zu einer Verminderung des Bonus­Aus­
zahlungsbetrags führen. Als außergewöhnliche, unterjährige Entwicklun­
gen kommen zum Beispiel außergewöhnliche, weitreichende Änderungen 
der Wirtschaftssituation (zum Beispiel durch schwere Wirtschaftskrisen) in 
Betracht, die die ursprünglichen Unternehmensziele hinfällig werden 
 lassen, sofern diese nicht vorhersehbar waren. Allgemein ungünstige 
Marktentwicklungen gelten ausdrücklich nicht als außergewöhnliche un­
terjährige Entwicklungen. Sofern es zu außergewöhnlichen Entwicklungen 
kommt, die eine Anpassung erforderlich machen, wird darüber im jähr­
lichen Vergütungsbericht ausführlich und transparent berichtet. 

Ergänzende Erläuterungen zur konkreten Zielsetzung: 
Der Aufsichtsrat legt auf Vorschlag des Vergütungsausschusses für die 
Dimensionen »Siemens­Konzern« und »Vorstandsressort« den Zielwert 
für eine 100 %­Zielerreichung sowie die Werte für eine Zielerreichung 
von 0 % und 200 % je gesetzte Kennzahl fest. Bei der Festlegung der  Werte 
orientiert er sich am Markt­ und Wettbewerbsumfeld sowie an Nach­
haltigkeitskriterien. Ferner können die Werte der vorangegangenen Jahre 
(Konzept der kontinuierlichen Verbesserung), Budgetwerte beziehungs­
weise ggf. extern kommunizierte, mittelfristige Ziele des Unternehmens 
herangezogen werden. Darüber hinaus können Informationen zu ge­
schäftlichen Perspektiven und zu Wettbewerbern und die bei hervorragen­
der Performance erreichbaren Werte berücksichtigt werden. Aus den 
 jeweiligen Werten von 0 % bis 200 % ergibt sich eine lineare Bonusgerade. 
Anhand der Bonusgeraden und auf Grundlage der Ist­Werte des Ge­
schäftsjahrs wird nach Ablauf des Geschäftsjahrs der Prozentsatz der Ziel­
erreichung je Kennzahl errechnet. Für jede Kennzahl gilt hierbei eine 
 Untergrenze von 0 % und eine Obergrenze von 200 % Zielerreichung.

Lineare Bonusgerade zur Feststellung der Zielerreichung
bei finanziellen Kennzahlen

Zielerreichung

Wert 
Kennzahl

x % 
(Untergrenze)

200 %

100 %

0 %
y % 

(Zielwert)
z %

(Obergrenze)

 
Bei der Dimension »Individuelle Ziele« werden für die finanziellen und 
die nicht­finanziellen Leistungskriterien aus den gesetzten Kennzahlen 
beziehungsweise Fokusthemen konkrete messbare Ziele und / oder Er­
wartungen an die einzelnen Vorstandsmitglieder abgeleitet. Anhand 
dieser Kriterien wird der Aufsichtsrat die Zielerreichung nach Ablauf des 
Geschäftsjahrs feststellen. Die Zielerreichung der individuellen Ziele 
kann ebenfalls zwischen 0 % und 200 % liegen.
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Langfristig variable Vergütung
Der Vorstand ist dazu angehalten, sich langfristig für das Unternehmen 
zu engagieren, nachhaltiges Wachstum zu fördern und eine dauerhaf­
te Wertschaffung zu erzielen. Vor diesem Hintergrund ist ein bedeuten­
der Teil der Gesamtvergütung an die langfristige Entwicklung der 
Siemens­Aktie gebunden. Als langfristig variable Vergütung werden 
bei Siemens sogenannte Stock Awards gewährt. Bei einem Stock Award 
handelt es sich um das Anrecht auf Erhalt einer Aktie – vorbehaltlich 
der Zielerreichung – nach Ablauf einer definierten Sperrfrist.

Zu Beginn eines Geschäftsjahrs wird für jedes Vorstandsmitglied ein 
Zielbetrag (100 %) in Euro festgelegt. Dieser Zielbetrag wird auf eine 
Zielerreichung von 200 % hochgerechnet (»maximaler Zuteilungs­
wert«). Für diesen maximalen Zuteilungswert werden dem Begünstig­
ten im Anschluss Stock Awards zugeteilt. Die Anzahl der Stock Awards 
wird anhand des Aktienkurses am Tag der Zuteilung abzüglich abge­
zinster Dividenden ermittelt. Während der Sperrfrist sind die Begüns­
tigten nicht dividendenberechtigt.

Ergänzende Erläuterungen zur Feststellung der Zielerreichung:
Nach Ablauf des Geschäftsjahrs wird die Zielerreichung für die einzel­
nen Kennzahlen der Ziel­Dimensionen »Siemens­Konzern« und »Vor­
standsressort« sowie die Erreichung der individuellen Ziele ermittelt 
und zu einem gewichteten Durchschnitt zusammengefasst. Der 
Prozent satz der gewichteten Zielerreichung multipliziert mit dem indi­
viduellen Ziel betrag ergibt rechnerisch den Bonus­Auszahlungsbetrag 
für das abgelaufene Geschäftsjahr. Der zur Abrechnung kommende 
Bonus wird in bar ausgezahlt. Die Auszahlung erfolgt spätestens mit 
den Bezügen Ende Februar des folgenden Geschäftsjahrs. 

Bonus – Zusammensetzung und Funktionsweise

Kurzfristig  
variable Vergütung

(Bonus)

33,34 % Siemens­Konzern

Gewichtete 
durchschnittliche

Zielerreichung
(0–200 %)

x Zielbetrag =
Bonus- 

Auszahlungs  - 
betrag

33,33 % Vorstandsressort

33,33 % Individuelle Ziele

Bei Ausscheiden aus dem Vorstand wird der Bonus nach dem Ende des 
Geschäftsjahrs (zeitanteilig) ermittelt und zu dem üblichen Auszah­
lungstermin gewährt.

Im Vergütungsbericht wird erläutert, wie der Bonus die langfristigen 
Ziele der Gesellschaft fördert, wie die Leistungskriterien angewendet 
wurden und wie sich der Bonus­Auszahlungsbetrag errechnet. Somit 
werden für die finanziellen Leistungskriterien und Kennzahlen der Di­
mensionen »Siemens­Konzern« und »Vorstandsressort« die Zielwerte, 
die Unter­ und Obergrenzen sowie der jeweilige Zielerreichungsgrad 
ex­post veröffentlicht. Für die individuellen Ziele wird die Zielerrei­
chung veröffentlicht.
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Mit der Zuteilung der Stock Awards beginnt eine rund vierjährige Sperr­
frist, an deren Ende Siemens­Aktien übertragen werden. Wie viele 
Siemens­Aktien tatsächlich übertragen werden, hängt zu 80 % von 
dem finanziellen Leistungskriterium langfristige Wertsteigerung und 
zu 20 % von dem nicht­finanziellen Leistungskriterium Nachhaltigkeit 
ab. Die Leistungskriterien und die Methoden zur Leistungsmessung 
legt der Aufsichtsrat jeweils vor Beginn des Geschäftsjahrs fest. Gemes­
sen wird die langfristige Wertsteigerung anhand der Kennzahl Aktien­
rendite (englisch: Total Shareholder Return, kurz TSR). Zur Messung des 
Leistungskriteriums Nachhaltigkeit wird die Entwicklung der 
Siemens AG hinsichtlich Umwelt, Soziales und Governance (englisch: 
 »Environmental, Social & Governance«, kurz ESG) anhand einer 
Siemens­internen ESG­Performance betrachtet. Hierzu entscheidet der 
Aufsichtsrat jährlich über die Zusammensetzung eines Siemens 
ESG­ / Nachhaltigkeitsindex, bestehend aus drei gleichgewichteten, 
strukturierten und nachprüfbaren (limited assurance) ESG­Kennzahlen.

Leistungskriterien und Kennzahlen der langfristig  
variablen Vergütung (Stock Awards)

Ziel-Dimension Anzahl 
Leistungskriterien

Art der 
Leistungskriterien Leistungskriterien Kennzahl

Siemens-Konzern 2 Finanziell und 
nicht-finanziell

Langfristige  
Wertsteigerung

Total Shareholder Return
(TSR)

Nachhaltigkeit Siemens ESG- / Nachhaltigkeitsindex

  finanziell   nicht­finanziell

 Beispiel: Für die Tranche 2020 (Sperrfrist November 2019 bis 
November 2023) hat der Aufsichtsrat für die Siemens Stock 
Awards folgende ESG-Kennzahlen festgelegt: CO2-Emissionen 
(Umwelt), Lernstunden pro Mitarbeiter (Soziales) und Net 
Promoter Score / Kundenzufriedenheit (Governance).

Die ESG­Kennzahlen werden jeweils zu Beginn der rund vierjährigen 
Sperrfrist und die konkrete Zielerreichung wird nach vier Jahren ex­post 
im Vergütungsbericht erläutert.
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Um der internationalen Aufstellung des Unternehmens Rechnung zu 
tragen, wird am Ende der Sperrfrist der TSR der Siemens AG mit dem 
TSR des internationalen Branchenindex »MSCI World Industrials« oder 
eines vergleichbaren Nachfolgeindex verglichen. Im Markt anerkannte 
Finanzdaten­Dienstleister, wie zum Beispiel Bloomberg oder Refinitiv, 
stellen standardisiert sowohl die TSR­Werte der Siemens AG als auch die 
des MSCI World Industrials indexiert zur Verfügung.

Die Zielerreichung des TSR wird konkret ermittelt, indem zunächst ein 
TSR­Referenzwert für die Siemens AG sowie ein TSR­Referenzwert für 
den Branchenindex berechnet wird. Der TSR­Referenzwert entspricht 
dem Durchschnitt der Monatsendwerte während der ersten zwölf Mo­
nate der Sperrfrist, der sogenannten Referenzperiode.

Damit am Ende der Sperrfrist festgestellt werden kann, inwiefern sich 
der TSR der Siemens AG im Vergleich zum Branchenindex entwickelt hat, 
wird über die nachfolgenden 36 Monate (Performance­Periode) der 
TSR­Performancewert errechnet. Der TSR­Performancewert ergibt sich 
aus dem Durchschnitt der Monatsendwerte während der Performance­ 
Periode.

Ergänzende Erläuterung zur Zielsetzung:
Die konkrete Zielsetzung erfolgt zu Beginn des jeweiligen Geschäfts­
jahrs. Am Ende der rund vierjährigen Sperrfrist stellt der Aufsichtsrat 
fest, inwieweit die Ziele erreicht wurden. Die Bandbreite der Zielerrei­
chung für TSR und Siemens ESG­Performance liegt zwischen 0 % und 
200 %. Bei einer Zielerreichung von unter 200 % wird eine entsprechend 
reduzierte Anzahl an Aktien übertragen. Der Wert der Siemens­Aktien, 
die am Ende der Sperrfrist übertragen werden, ist außerdem auf maxi­
mal 300 % des Zielbetrags begrenzt. Wird diese Höchstgrenze überschrit­
ten, verfällt eine entsprechende Anzahl an Aktienzusagen ersatzlos.

Ermittlung Anzahl Siemens-Aktien

TSR
80 %

ESG 
20 %

Anzahl Stock Awards

Finale Anzahl Aktien

Zielerreichung:       0–200 % Zufluss-Cap:
300 % des Zielbetrags

x + =

GJn GJn+1 GJn+2 GJn+3

Für den Fall außerordentlicher, nicht vorhergesehener Entwicklungen, 
die Auswirkungen auf die Leistungskriterien haben, kann der Aufsichts­
rat beschließen, dass die Anzahl der zugesagten Stock Awards nachträg­
lich reduziert wird, dass anstelle der Übertragung von Siemens­Aktien 
nur ein Barausgleich in einer festzulegenden eingeschränkten Höhe 
erfolgt oder dass die Übertragung der Siemens­Aktien aus fälligen Stock 
Awards bis zur Beendigung der kursbeeinflussenden Wirkung der Ent­
wicklung ausgesetzt ist. 

Falls der Anstellungsvertrag eines Vorstandsmitglieds während des Ge­
schäftsjahrs beginnt, wird anstelle von Stock Awards eine entsprechen­
de Anzahl von verfallbaren virtuellen Aktienzusagen (Phantom Stock 
Awards) gewährt. Diese werden am Ende der Sperrfrist im Gegensatz 
zu den Stock Awards nicht durch Aktienübertrag erfüllt, sondern durch 
Barzahlung. Die übrigen Regelungen für Siemens Stock Awards gelten 
entsprechend.

Zur Ermittlung der Zielerreichung TSR:
Die Anzahl der zu übertragenden Siemens­Aktien ist zu 80 % an die 
Entwicklung des Total Shareholder Return gekoppelt. Der TSR spiegelt 
die Wertentwicklung einer Aktie über einen bestimmten Zeitraum 
 wider – im Fall von Siemens während der rund vierjährigen Sperrfrist – 
und berücksichtigt dabei sowohl eingetretene Kursentwicklungen als 
auch die in dem Zeitraum angefallenen Dividenden. 
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Zur Ermittlung der Zielerreichung Environmental,  
Social & Governance (ESG):
Für die jeweiligen ESG­Kennzahlen legt der Aufsichtsrat zu Beginn jeder 
Tranche ambitionierte Zielwerte für die Zielerreichung von 0 % bis 
200 % fest. Die Zielmessung erfolgt auf Basis definierter Zwischenziele 
für jedes Geschäftsjahr. Die Gesamt­Zielerreichung für die Siemens 
ESG­Performance ergibt sich somit aus dem Durchschnitt der Zielerrei­
chungen der einzelnen Kennzahlen.

Malus- und Clawback-Regelungen für die variable Vergütung
Der Aufsichtsrat hat die Möglichkeit, die kurzfristig und langfristig 
 variable Vergütung in folgenden Fällen einzubehalten oder zurück­
zufordern. 

In Fällen, in denen schwerwiegende Pflicht­ oder Compliance­Verstöße 
vorliegen und / oder bei denen schwerwiegendes unethisches Verhalten 
vorliegt, kann der Aufsichtsrat sowohl die Höhe der Auszahlung der 
kurzfristig variablen Vergütung überprüfen als auch diese je nach Aus­
maß der Übertretung gegebenenfalls nach pflichtgemäßem Ermessen 
bis auf null reduzieren. Ebenfalls hat er in diesen Fällen – je nach 
Schwere des Verstoßes – die Möglichkeit, die langfristig variable Vergü­
tung ganz oder teilweise ersatzlos verfallen zu lassen. 

In Fällen einer grob fahrlässigen oder einer vorsätzlichen Verletzung der 
Sorgfaltspflicht eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftslei­
ters nach § 93 Absatz 1 Aktiengesetz durch ein Vorstandsmitglied ist die 
Gesellschaft berechtigt, von ihm die für den jeweiligen Bemessungs­
zeitraum, in dem die Pflichtverletzung stattgefunden hat, ausgezahlten 

Nach Ablauf der Sperrfrist wird jeweils die TSR­Entwicklung von Siemens 
und des Branchenindex anhand eines Vergleichs der TSR­Referenzwerte 
mit den TSR­Performancewerten ermittelt.

Ermittlung der TSR-Referenzwerte und der TSR-Performancewerte  
für die Stock Awards

GJn GJn+1 GJn+3

NOV NOVOKT OKT

12 Monate 36 Monate

 TSR-Referenzwerte 
 MSCI World Industrials  
 Siemens AG 

 TSR-Performancewerte 
 MSCI World Industrials  
 Siemens AG 

Für die Ermittlung der Zielerreichung gilt: Ist die TSR­Entwicklung der 
Siemens AG um 20 Prozentpunkte besser als die TSR­Entwicklung des 
Branchenindex, beträgt die Zielerreichung 200 %. Entspricht die 
TSR­Entwicklung der Siemens AG der TSR­Entwicklung des Branchen­
index, beträgt die Zielerreichung 100 %. Ist die TSR­Entwicklung der 
Siemens AG um 20 Prozentpunkte schlechter als die des Branchen­
index, beträgt die Zielerreichung 0 %. Die Zielerreichung bei einer 
TSR­Entwicklung der Siemens AG zwischen + 20 und – 20  Prozentpunkte 
gegenüber dem des Branchenindex wird durch lineare Interpolation 
ermittelt. 

Lineare Gerade zur Feststellung der TSR-Zielerreichung

Zielerreichung

TSR

x % = 
Durchschnittswert 

– 20 %

0 %

100 %

200 %

y % = 
Durchschnittswert 

0 %

  z % = 
Durchschnittswert 

 + 20 %
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variablen Vergütungsbestandteile (Bonus und / oder gewährte Stock 
Awards) ganz oder teilweise zurückzufordern beziehungsweise in Be­
zug auf die Stock Awards den Verfall zu erklären.

Wurden variable Vergütungsbestandteile (Bonus und / oder Stock 
Awards), die an das Erreichen bestimmter Ziele anknüpfen, auf der 
Grundlage falscher Daten zu Unrecht ausbezahlt, ist die Gesellschaft 
berechtigt, den sich aus der Neuberechnung der Höhe der variablen 
Vergütung im Vergleich zur erfolgten Auszahlung ergebenden Unter­
schiedsbetrag zurückzufordern. Die Gesellschaft hat darzulegen, dass 
die der Vergütungsberechnung zugrunde liegenden Daten falsch 
 waren und deshalb die variable Vergütung des Vorstandsmitglieds zu 
hoch war.

Die Rückforderungsmöglichkeiten bestehen auch dann, wenn das Amt 
oder das Anstellungsverhältnis mit dem Vorstandsmitglied zum Zeit­
punkt des Rückforderungsrechts bereits beendet ist. Schadensersatz­
ansprüche gegen das Vorstandsmitglied bleiben unberührt.

H. SHARE OWNERSHIP GUIDELINES
Die Siemens Share Ownership Guidelines verpflichten die Mitglieder 
des Vorstands, nach einer vierjährigen Aufbauphase während ihrer Zu­
gehörigkeit zum Vorstand ein Vielfaches ihrer Grundvergütung – für 
den Vorstandsvorsitzenden 300 %, für die weiteren Mitglieder des Vor­
stands 200 % – dauerhaft in Siemens­Aktien zu halten. Maßgeblich ist 
hierbei die durchschnittliche Grundvergütung, die das jeweilige Mit­
glied des Vorstands in den vier Jahren vor dem jeweiligen Nachweis­
termin bezogen hat.

Die Einhaltung dieser Verpflichtung ist erstmalig nach der vierjährigen 
Aufbauphase und danach jährlich nachzuweisen. Sinkt der Wert des 
aufgebauten Aktienbestands infolge von Kursschwankungen der 
Siemens­Aktie unter den jeweils nachzuweisenden Betrag, ist das Vor­
standsmitglied zum Nacherwerb verpflichtet.

I. ANRECHNUNG DER VERGÜTUNG FÜR  
NEBENTÄTIGKEITEN VON VORSTANDSMITGLIEDERN
Die Annahme von öffentlichen Ämtern, Aufsichtsrats­ (einschließlich 
etwaiger Ausschussmitgliedschaften), Verwaltungsrats­, Beirats­ und 
vergleichbaren Mandaten sowie Berufungen in Wissenschaftsgremien 
bedürfen der vorherigen Zustimmung. Eine Zustimmung zur Neuüber­
nahme von mehr als zwei Aufsichtsratsmandaten in konzernexternen 
börsennotierten Gesellschaften oder von vergleichbaren Funktionen 
wird grundsätzlich nicht erteilt. Sofern Vorstandsmitglieder konzernin­
terne Aufsichtsratsmandate wahrnehmen, wird die Mandatsvergütung 
auf die Vorstandsvergütung angerechnet. Bei der Übernahme konzern­
externer Aufsichtsratsmandate entscheidet der Aufsichtsrat in jedem 
Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und inwieweit die Vergü­
tung anzurechnen ist. Hierbei wird insbesondere berücksichtigt, inwie­
weit die Tätigkeit im Interesse des Unternehmens oder des Vorstands­
mitglieds liegt.

J. ZUSAGEN IM ZUSAMMENHANG MIT DEM BEGINN DER 
TÄTIGKEIT IM VORSTAND BZW. ÄNDERUNG DES DIENSTSITZES
Bei erstmaliger Bestellung zum Mitglied des Vorstands beziehungswei­
se nachträglicher Änderung des Dienstsitzes auf Wunsch der Gesell­
schaft entscheidet der Aufsichtsrat auf Vorschlag des Vergütungs­
ausschusses, ob und in welchem Umfang folgende zusätzliche 
Vergütungsleistungen individualvertraglich zugesagt werden:

 Ausgleich für den Verfall von Leistungen des Vorarbeitgebers
In Abhängigkeit davon, dass bei einem Vorarbeitgeber Vergütungs­
leistungen aufgrund des Wechsels zur Siemens AG verfallen (zum 
Beispiel Zusagen langfristig variabler Vergütung oder Versorgungs­
zusagen), kann der Aufsichtsrat einen Ausgleich in Form von (in der 
Regel Phantom) Stock Awards, Versorgungszusagen im Rahmen der 
BSAV oder Barzahlungen zusagen.

 Umzugskosten
Soweit durch die Bestellung zum Mitglied des Vorstands oder durch 
die Änderung des Dienstsitzes auf Wunsch der Gesellschaft ein 
Wohnsitzwechsel erforderlich ist, werden Umzugskostenerstattun­
gen bis zur Höhe eines individualvertraglich festzulegenden, ange­
messenen Maximalbetrags gewährt.
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 Vorzeitige Beendigung auf Wunsch des Vorstandsmitglieds oder 
wichtiger Grund für eine Kündigung durch die Gesellschaft
Es werden keine Abfindungszahlungen oder BSAV­Sonderbeiträge 
erbracht.

 Kontrollwechsel
Bei Neuabschluss von Vorstands­Anstellungsverträgen (Erstbestel­
lung) oder deren Verlängerung wird keine Sonderregelung für den 
Fall eines Kontrollwechsels, das heißt weder Sonderkündigungsrech­
te noch Abfindungszahlungen, vereinbart.

Für bestehende Vorstands­Anstellungsverträge gilt Folgendes:

Im Fall eines Kontrollwechsels (Change of Control), durch den sich 
die Stellung des einzelnen Mitglieds des Vorstands wesentlich än­
dert – zum Beispiel durch Änderung der Strategie des Unternehmens 
oder durch Änderung des Tätigkeitsbereichs des Vorstandsmit­
glieds –, hat das Vorstandsmitglied das Recht, den Anstellungsver­
trag zu kündigen. Ein Kontrollwechsel liegt dann vor, wenn ein oder 
mehrere gemeinsam handelnde Aktionäre die Stimmrechtsmehrheit 
an der Siemens AG erwerben und einen beherrschenden Einfluss aus­
üben, die Siemens AG durch Abschluss eines Unternehmensvertrags 
im Sinne des § 291 Aktiengesetz zu einem abhängigen Unter nehmen 
wird oder auf ein anderes Unternehmen verschmolzen wird. 

Bei Ausübung dieses Kündigungsrechts hat das Mitglied des Vor­
stands einen Abfindungsanspruch in Höhe von maximal zwei Jahres­
vergütungen. In die Berechnung der Jahresvergütung wird zusätz­
lich zur Grundvergütung und zum Zielbetrag für den Bonus auch der 
Zielbetrag für die Stock Awards einbezogen, wobei jeweils auf das 
letzte vor Vertragsbeendigung abgelaufene Geschäftsjahr abgestellt 
wird. Zusätzlich werden bei Ausgleichs­ oder Abfindungszahlungen 
Sachbezüge durch die Zahlung eines Betrags in Höhe von 5 % der 
Abfindungssumme abgegolten. Zur pauschalen Anrechnung einer 
Abzinsung sowie eines anderweitigen Verdiensts werden Abfin­
dungszahlungen um 10 % gekürzt; die Kürzung bezieht sich jedoch 
nur auf den Teil der Ausgleichs­ oder Abfindungszahlung, der ohne 
Berücksichtigung der ersten sechs Monate der restlichen Vertrags­
laufzeit ermittelt wurde. Die in der Vergangenheit zugesagten akti­
enbasierten Vergütungsbestandteile bleiben unberührt. 

Der Abfindungsanspruch besteht nicht, soweit das Vorstandsmit­
glied in Zusammenhang mit dem Kontrollwechsel Leistungen von 
Dritten erhält. Ein Recht zur Kündigung besteht ferner nicht, wenn 
der Kontrollwechsel innerhalb von zwölf Monaten vor Übertritt des 
Vorstandsmitglieds in den Ruhestand eintritt.

K. LAUFZEIT UND ZUSAGEN IN ZUSAMMENHANG  
MIT DER BEENDIGUNG DER TÄTIGKEIT IM VORSTAND 
Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder regelt auch, wie 
hoch die Vergütung für ein Vorstandsmitglied ausfällt, wenn die Vor­
standstätigkeit vorzeitig beendet wird. Je nach Grund für die Beendi­
gung gelten nachfolgende Bestimmungen für die zugesagte Vergütung 
beim Ausscheiden aus dem Amt: 

 Einvernehmliche Beendigung
Die Laufzeit der Vorstands­Anstellungsverträge ist an die Dauer der 
Bestellung gekoppelt. Der Aufsichtsrat beachtet bei der Bestellung von 
Vorstandsmitgliedern die aktienrechtlichen Vorgaben des § 84 Aktien­
gesetz, insbesondere die Höchstdauer von fünf Jahren. Bei Erst­
bestellungen soll die Laufzeit in der Regel drei Jahre nicht überschrei­
ten. Im Einklang mit den aktienrechtlichen Vorgaben sehen die 
Vorstandsverträge keine ordentliche Kündigungsmöglichkeit vor; das 
beiderseitige Recht zur fristlosen Kündigung des Vorstandsvertrags 
aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Im Fall einer vorzeitigen Be­
endigung der Bestellung endet der Vorstandsvertrag ebenfalls vorzei­
tig, sofern der Aufsichtsrat keine abweichende Regelung trifft.

Für den Fall der vorzeitigen einvernehmlichen Beendigung der Vor­
standstätigkeit ohne wichtigen Grund sehen die Vorstandsverträge 
eine Abfindungszahlung vor, deren Höhe auf maximal zwei Jahres­
vergütungen begrenzt ist und die nicht mehr als die Restlaufzeit des 
Anstellungsvertrags vergütet (Abfindungs­Cap). Die Abfindungszah­
lung wird im Monat des Ausscheidens ausbezahlt. Sie errechnet sich 
anhand der Grundvergütung sowie der im letzten Geschäftsjahr vor 
der Beendigung tatsächlich erhaltenen kurzfristig variablen Vergü­
tung und der gewährten langfristig variablen Vergütung. Zur pau­
schalen Berücksichtigung einer Abzinsung sowie zur Anrechnung 
eines anderweitigen Verdiensts wird die Abfindungszahlung um 5 % 
gekürzt, wenn die Restlaufzeit der Bestellung noch mehr als sechs 
Monate beträgt. Diese Kürzung bezieht sich jedoch nur auf den Teil 
der Abfindungszahlung, der ohne Berücksichtigung der ersten sechs 
Monate der restlichen Vertragslaufzeit ermittelt wurde. Sachbezüge 
werden durch eine Zahlung in Höhe von 5 % der Abfindungszahlung 
abgegolten. Zudem wird ein einmaliger Sonderbeitrag in die BSAV 
geleistet, dessen Höhe sich nach dem BSAV­Beitrag, den das betrof­
fene Mitglied des Vorstands im Vorjahr erhalten hat, und nach der 
Restlaufzeit der Bestellung richtet. Er ist jedoch auf maximal zwei 
Jahresbeiträge begrenzt (Cap).
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L. VERGÜTUNGSSYSTEM IM ÜBERBLICK
Die nachfolgende Grafik gibt einen Überblick über alle Bestandteile des 
Vergütungssystems:

Das System zur Vergütung der Vorstandsmitglieder im Überblick
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1 Nebenleistungen werden bis zu einem durch den Aufsichtsrat festgelegten Betrag erstattet.
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7. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 Aktiengesetz sowie zum Ausschluss des Bezugs- 
und des Andienungsrechts

Die von der Hauptversammlung am 27. Januar 2015 beschlossene Er­
mächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gilt für 
den Erwerb eigener Aktien bis zum 26. Januar 2020 und läuft mit die­
sem Tag aus. Daher soll eine neue, für den Erwerb eigener Aktien nun­
mehr bis zum 4. Februar 2025 befristete Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 
Nr. 8 Aktiengesetz beschlossen werden. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 4. Februar 2025 zu jedem 
zulässigen Zweck eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeit­
punkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des 
zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals zu erwerben. Dabei dürfen auf die gemäß dieser Er­
mächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der 
Gesellschaft, die die Gesellschaft bereits erworben hat und jeweils 
noch besitzt oder die ihr gemäß den §§ 71 d und 71 e Aktiengesetz 
zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen 
Grundkapitals entfallen.

b) Der Erwerb von Aktien der Siemens Aktiengesellschaft (»Siemens­ 
Aktien«) erfolgt nach Wahl des Vorstands (1) als Kauf über die Börse, 
(2) mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder (3) mittels eines 
öffentlichen Tauschangebots gegen Aktien einer im Sinne von § 3 
Abs. 2 Aktiengesetz börsennotierten Gesellschaft. Angebote nach 
vorstehenden Ziffern (2) und (3) können auch mittels einer Auffor­
derung zur Abgabe von Angeboten erfolgen. 

 (1) Erfolgt der Erwerb der Siemens­Aktien über die Börse, darf der an 
der Börse gezahlte Kaufpreis je Siemens­Aktie (ohne Erwerbs­
nebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungs­
auktion ermittelten Kurs einer Siemens­Aktie im Xetra­Handel 
(oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr 
als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 

 (2) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot, darf der 
gezahlte Kaufpreis je Siemens­Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den durchschnittlichen Schlusskurs einer Siemens­Aktie im Xetra­ 
Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) am vier­
ten, dritten und zweiten Börsenhandelstag vor der Entscheidung 
des Vorstands über das Angebot beziehungsweise die Annahme 
von Angeboten der Aktionäre um nicht mehr als 10 % überschrei­
ten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. 

 (3) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Tauschangebot gegen 
Aktien einer im Sinne von § 3 Abs. 2 Aktiengesetz börsennotier­
ten Gesellschaft (»Tauschaktien«), darf der von der Gesellschaft 

M. GLOSSAR KENNZAHLEN
Leistungskriterium »Ertrag«
Unverwässertes Ergebnis je Aktie (Basic Earnings per Share – EPS) – 
Das unverwässerte Ergebnis je Aktie ermittelt sich aus der  Division des 
Gewinns aus fortgeführten Aktivitäten, des Gewinns aus nicht fortge­
führten Aktivitäten beziehungsweise des Gewinns nach Steuern, der 
jeweils den Aktionären der Siemens AG zugerechnet werden kann, 
durch die gewichtete durchschnittliche Anzahl der während des Ge­
schäftsjahrs im Umlauf befindlichen Aktien.

Adjusted EBITA (Angepasstes EBITA) – EBITA (Earnings before interest, 
taxes and amortisation) des jeweiligen Geschäfts angepasst um be­
triebliches Finanzergebnis und Abschreibungen auf immaterielle Ver­
mögenswerte, die nicht im Rahmen von Unternehmenszusammen­
schlüssen erworben wurden.

Leistungskriterium »Profitabilität / Kapitaleffizienz«
Kapitalrendite (Return on Capital Employed – ROCE) – ROCE ist defi­
niert als der Gewinn aus fortgeführten und nicht fortgeführten Aktivi­
täten vor Zinsen und nach Steuern, dividiert durch das durchschnittlich 
eingesetzte Kapital. 

Ergebnismarge – Ergebnis des jeweiligen Geschäfts (Angepasstes 
EBITA), geteilt durch seine Umsatzerlöse, ROE für Financial Services. 
Angepasstes EBITA entspricht EBITA des jeweiligen Geschäfts angepasst 
um betriebliches Finanzergebnis und Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögenswerte, die nicht im Rahmen von Unternehmenszusammen­
schlüssen erworben wurden.

Leistungskriterium »Wachstum«
Vergleichbares Wachstum der Umsatzerlöse – Vergleichbares Wachs­
tum der Umsatzerlöse entspricht der vergleichbaren Veränderung der 
 Umsatzerlöse im Vergleich zum letzten Geschäftsjahr.

Leistungskriterium »Liquidität«
Cash Conversion Rate – Die Cash Conversion Rate (CCR) drückt die 
 Fähigkeit eines Unternehmens aus, Ergebnis in verfügbare Zahlungs­
mittel umzuwandeln. Die CCR ist definiert als das Verhältnis von:

 Free Cash Flow fortgeführte Aktivitäten und Ergebnis aus fortge­
führten Aktivitäten (auf Siemens Welt­Ebene)

 Free Cash Flow und Adjusted EBITA (auf Geschäftsbereich­Ebene)

Leistungskriterium »Langfristige Wertsteigerung«
Total Shareholder Return – Total Shareholder Return (TSR) bezeichnet 
die Gesamtaktionärsrendite über eine Periode und berechnet sich aus 
dem Verhältnis der Kursentwicklung zuzüglich bezahlter Dividende am 
Ende der Periode zum Wert am Anfang der Periode.

Leistungskriterium »Nachhaltigkeit«
Environmental, Social & Governance – Umwelt, Soziales und Gover­
nance (englisch: Environmental, Social & Governance, kurz »ESG«) be­
zeichnet, ob und wie ökologische und sozial­gesellschaftliche Aspekte 

in der Unternehmensführung berücksichtigt werden.
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Einziehung kann durch Entscheidung des Vorstands gemäß § 237 
Abs. 3 Nr. 3 Aktiengesetz auch ohne Kapitalherabsetzung durch 
Anpassung des anteiligen Betrags der übrigen Stückaktien am 
Grundkapital der Gesellschaft gemäß § 8 Abs. 3 Aktiengesetz er­
folgen. Der Vorstand wird für diesen Fall zur Anpassung der An­
gabe der Anzahl der Stückaktien in der Satzung ermächtigt.

 (2) Sie können im Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungs­ 
beziehungsweise Belegschaftsaktienprogrammen der Gesell­
schaft oder mit ihr verbundener Unternehmen verwendet und an 
Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, 
sowie an Organmitglieder von mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen ausgegeben werden. Sie können den vorgenann­
ten Personen und Organmitgliedern insbesondere entgeltlich 
oder unentgeltlich zum Erwerb angeboten, zugesagt und über­
tragen werden, wobei das Arbeits­ beziehungsweise Anstellungs­ 
oder Organverhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, der Zusage 
oder der Übertragung bestehen muss. 

 (3) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Sachleistun­
gen, insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammen­
schlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, 
Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 
Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, angeboten und 
übertragen werden.

 (4) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung 
veräußert werden, wenn der Veräußerungspreis den Börsenpreis 
einer Siemens­Aktie nicht wesentlich unterschreitet. Der rechne­
rische Anteil am Grundkapital, der auf die so verwendeten Aktien 
entfällt, darf 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten. Maß­
geblich ist das Grundkapital zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnut­
zung dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Erwerbsermächti­
gung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder ent­
sprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien anzu­
rechnen, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser Erwerbs­
ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz begebenen Wandel­ / Options­
schuldverschreibung auszugeben oder zu veräußern sind.

 (5) Sie können zur Bedienung beziehungsweise Absicherung von Er­
werbspflichten oder Erwerbsrechten auf Siemens­Aktien, insbe­
sondere aus und im Zusammenhang mit Wandel­ / Optionsschuld­
verschreibungen der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften 

geleistete Tauschpreis (in Form einer oder mehrerer Tauschaktien, 
etwaiger rechnerischer Bruchteile sowie einer etwaigen Barkom­
ponente) je Siemens­Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
maßgeblichen Wert einer Siemens­Aktie um nicht mehr als 10 % 
überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Als 
Basis für die Berechnung des maßgeblichen Werts ist dabei für 
jede Siemens­Aktie und für jede Tauschaktie jeweils der durch­
schnittliche Schlusskurs im Xetra­Handel (oder in einem ver­
gleichbaren Nachfolgesystem) am vierten, dritten und zweiten 
Börsenhandelstag vor der Entscheidung des Vorstands über das 
Angebot beziehungsweise die Annahme von Angeboten der 
 Aktionäre anzusetzen. Werden die Tauschaktien nicht im Xetra­ 
Handel gehandelt, ist der Schlusskurs derjenigen Börse maßgeb­
lich, an der die Tauschaktien im vorausgegangenen abgelaufe­
nen Kalenderjahr den höchsten Handelsumsatz erzielten.

Die näheren Einzelheiten der jeweiligen Erwerbsgestaltung bestimmt 
der Vorstand. Sofern die Anzahl der zum Kauf oder Tausch angedien­
ten beziehungsweise angebotenen Siemens­Aktien das von der Ge­
sellschaft insgesamt zum Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, 
kann das Andienungsrecht der Aktionäre insoweit ausgeschlossen 
werden, als der Erwerb nach dem Verhältnis der jeweils angedienten 
beziehungsweise angebotenen Siemens­Aktien je Aktionär erfolgt. 
Ebenso kann eine bevorrechtigte Berücksichtigung beziehungsweise 
Annahme geringer Stückzahlen bis zu 150 Stück angedienter bezie­
hungsweise angebotener Siemens­Aktien je Aktionär sowie eine 
Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden. 

Ergeben sich nach Veröffentlichung eines Angebots Kursabweichun­
gen vom Preis beziehungsweise von einer im Zusammenhang mit 
einer Aufforderung zur Abgabe von Angeboten festgesetzten Preis­
spanne, die für den Erfolg des Angebots erheblich sein können, kann 
der Preis beziehungsweise die Preisspanne während der Angebots­
frist beziehungsweise bis zur Annahme angepasst werden. In diesem 
Fall beziehen sich die 10 %­ beziehungsweise 20 %­Grenze für das 
Über­ oder Unterschreiten des Kauf­ beziehungsweise Tauschpreises 
auf den jeweils betreffenden Schlusskurs der Siemens­Aktie und ge­
gebenenfalls der Tauschaktie am letzten Börsenhandelstag vor der 
endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Anpassung. 

c) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder früher erteil­
ter Ermächtigungen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz erworbe­
nen eigenen Aktien zusätzlich zu einer Veräußerung über die Börse 
oder über ein Angebot an alle Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteili­
gungsquote zu jedem zulässigen Zweck, insbesondere auch wie 
folgt, zu verwenden:

 (1) Sie können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder 
ihre Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlus­
ses bedarf. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Die 
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8. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum 
 Einsatz von Derivaten im Rahmen des Erwerbs eigener 
Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz sowie 
zum Ausschluss des Bezugs- und des Andienungsrechts

In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Er­
mächtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktienge­
setz soll eine Ermächtigung erteilt werden, eigene Aktien auch unter 
Einsatz von Derivaten zu erwerben und entsprechende Derivatgeschäf­
te abzuschließen. Diese Ermächtigung soll die Gesellschaft in keiner 
Weise beschränken, Derivate einzusetzen, soweit dies gesetzlich ohne 
eine Ermächtigung der Hauptversammlung zulässig ist. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Er­
mächtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktien­
gesetz darf der Erwerb von Aktien der Siemens Aktiengesellschaft 
(»Siemens­Aktien«) gemäß der unter Tagesordnungspunkt 7 vorge­
schlagenen Ermächtigung außer auf den dort beschriebenen Wegen 
auch unter Einsatz von bestimmten Derivaten durchgeführt werden 
beziehungsweise dürfen Derivate eingesetzt werden, bei denen sich 
die Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien verpflichtet. Diese Er­
mächtigung kann ganz oder teilweise, einmalig oder in mehreren, 
auch unterschiedlichen oder in Verbindung mit nicht unter diese 
Ermächtigung fallenden anderweitig zulässigen Transaktionen durch 
die Gesellschaft, ihre Konzerngesellschaften oder für ihre oder deren 
Rechnung durch Dritte ausgenutzt werden. Es können Optionen ver­
äußert werden, die die Gesellschaft zum Erwerb von Siemens­Aktien 
bei Ausübung der Option verpflichten (»Put­Optionen«). Ferner kön­
nen Optionen erworben und ausgeübt werden, die der Gesellschaft 
das Recht vermitteln, Siemens­Aktien bei Ausübung der Option zu 
erwerben (»Call­Optionen«). Außerdem können Terminkaufverträge 
über Siemens­Aktien abgeschlossen werden, bei denen zwischen 
dem Abschluss des Kaufvertrags und der Lieferung der erworbenen 
Aktien mehr als zwei Börsenhandelstage liegen (»Terminkäufe«). 
Schließlich können Siemens­Aktien unter Einsatz einer Kombination 
aus Put­Optionen, Call­Optionen und /oder Terminkäufen (nach­
folgend werden alle vorgenannten Gestaltungen als »Derivate« be­
zeichnet) erworben werden. 

Die Derivatgeschäfte sind mit einem unabhängigen Kreditinstitut 
oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 
Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen oder einem 
Konsortium solcher Kreditinstitute oder Unternehmen abzuschließen.

Der Erwerb von Siemens­Aktien unter Einsatz von Derivaten in 
 Ausübung dieser Ermächtigung ist beschränkt auf Siemens­Aktien 
im Umfang von höchstens 5 % des zum Zeitpunkt der Beschluss­
fassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals. Diese 

verwendet werden. Darüber hinaus wird der Vorstand ermäch­
tigt, das Bezugsrecht auszuschließen, um den Inhabern bezie­
hungsweise Gläubigern von Wandlungs­ / Optionsrechten auf 
Aktien der Gesellschaft beziehungsweise entsprechender Wand­
lungs­ / Optionspflichten zum Ausgleich von Verwässerungen Be­
zugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach be­
reits erfolgter Ausübung dieser Rechte beziehungsweise Erfüllung 
dieser Pflichten zustünden, und eigene Aktien zur Bedienung 
solcher Bezugsrechte zu verwenden.  

d) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder früher er­
teilter Ermächtigungen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktiengesetz erwor­
benen eigenen Aktien wie folgt zu verwenden:

Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrech­
ten auf Siemens­Aktien verwendet werden, die mit Mitgliedern des 
Vorstands der Siemens Aktiengesellschaft im Rahmen der Regelun­
gen zur Vorstandsvergütung vereinbart wurden beziehungsweise 
werden. Insbesondere können sie den Mitgliedern des Vorstands der 
Siemens Aktiengesellschaft zum Erwerb angeboten, zugesagt und 
übertragen werden, wobei das Vorstandsanstellungs­ oder Organ­
verhältnis zum Zeitpunkt des Angebots, der Zusage oder der Über­
tragung bestehen muss. 

e) Die in diesem Beschluss enthaltenen Ermächtigungen können je­
weils unabhängig voneinander, einmal oder mehrmals, einzeln oder 
gemeinsam, ganz oder in Teilen, auch durch Konzerngesellschaften 
oder für Rechnung der Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaf­
ten handelnde Dritte ausgenutzt werden. Zudem können erworbene 
eigene Aktien auch auf Konzerngesellschaften übertragen werden.

f) Das Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene eigene Aktien wird 
insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den vorstehenden 
Ermächtigungen unter lit. c) Ziffern (2) bis (5) und lit. d) verwendet 
werden. Darüber hinaus kann bei einem Angebot zum Erwerb eige­
ner Aktien an alle Aktionäre das Bezugsrecht für Spitzenbeträge 
ausgeschlossen werden. 

Vor dem Hintergrund der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien sowie 
der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung zum 
Einsatz von Derivaten in diesem Zusammenhang erstattet der Vorstand 
schriftlich Bericht über die Gründe, aus denen er ermächtigt sein soll, in 
bestimmten Fällen das Bezugs­ und das Andienungsrecht der Aktionäre 
auszuschließen. Die Berichte sind im Anschluss an die Tagesordnung ab­
gedruckt und von der Einberufung der Hauptversammlung an über un­
sere Internetseite unter  WWW.SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG 
zugänglich. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich und 
kosten los eine Abschrift. Ferner werden die Berichte in der Haupt­
versammlung zugänglich sein. 

http://www.siemens.com/hauptversammlung
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e) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Derivaten 
erworben werden, gelten die zu Tagesordnungspunkt 7 lit. c), d), e) 
und f) festgesetzten Regelungen entsprechend.

Vor dem Hintergrund der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlage­
nen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
sowie der unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung 
zum Einsatz von Derivaten in diesem Zusammenhang erstattet der 
 Vorstand schriftlich Bericht über die Gründe, aus denen er ermächtigt 
sein soll, in bestimmten Fällen das Bezugs­ und das Andienungsrecht 
der Aktionäre auszuschließen. Die Berichte sind im Anschluss an die 
Tagesordnung abgedruckt und von der Einberufung der Hauptver­
sammlung an über unsere Internetseite unter  WWW.SIEMENS.COM/

HAUPTVERSAMMLUNG zugänglich. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär 
unverzüglich und kostenlos eine Abschrift. Ferner werden die Berichte 
in der Hauptversammlung zugänglich sein. 

9. Beschlussfassung über die Erteilung einer neuen 
Ermächtigung des Vorstands zur Begebung von 
Wandel- / Optionsschuldverschreibungen, zum Aus-
schluss des Bezugsrechts sowie über die Schaffung 
eines Bedingten Kapitals 2020, die Aufhebung des 
Bedingten Kapitals 2015 und des Bedingten Kapitals 
2010 und entsprechende Satzungsänderungen

Die von der Hauptversammlung am 27. Januar 2015 unter Tagesord­
nungspunkt 10 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wan­
del­ / Optionsschuldverschreibungen läuft am 26. Januar 2020 aus. Die 
Ermächtigung wurde im Rahmen des Umtauschs von Optionsscheinen 
teilweise genutzt. Im Februar 2012 hatte Siemens Optionsschuldver­
schreibungen in zwei Tranchen mit einem Volumen von 3 Milliarden 
US­Dollar begeben. Seit der Abspaltung der OSRAM Licht AG im Juli 
2013 berechtigten die 2012 begebenen Optionsscheine zum Bezug 
von Siemens­Aktien und OSRAM­Aktien. Einen Großteil dieser Options­
scheine (»alte Optionsscheine«) hat Siemens im September 2015 durch 
Begebung neuer Optionsanleihen gegen neue Optionsscheine mit 
 Bezugsrechten auf ausschließlich Siemens­Aktien umgetauscht. Beide 
Tranchen wurden bei Fälligkeit zurückgezahlt und ausgeübte Options­
scheine jeweils mit eigenen Aktien bedient. Weder das Bedingte Kapital 
2015 (für die neuen Optionsscheine) noch das Bedingte Kapital 2010 
(für die alten Optionsscheine) wurden herangezogen. Da keine Bezugs­
rechte auf Siemens­Aktien mehr ausstehen, für die das Bedingte Kapital 
2015 oder das Bedingte Kapital 2010 herangezogen werden können, 
sollen diese beiden Kapitalia aufgehoben werden. Die von der Haupt­
versammlung am 27. Januar 2015 beschlossene, noch wirksame Er­
mächtigung zur Ausgabe von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen 
wird bis zu ihrem Auslaufen nicht mehr genutzt werden, sodass das 
korrespondierende Bedingte Kapital 2015 auch unter diesem Gesichts­
punkt nicht mehr benötigt wird. 

Begrenzung gilt zusätzlich zu den unter lit. a) der unter Tagesord­
nungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung genannten, auf das 
Grundkapital bezogenen Grenzen. Auf diese Grenzen sind Siemens­ 
Aktien anzurechnen, die in Ausübung der unter diesem Tagesord­
nungspunkt 8 vorgeschlagenen Ermächtigung erworben werden. Die 
Laufzeit eines Derivats darf jeweils 18 Monate nicht überschreiten und 
muss so gewählt werden, dass der Erwerb der Siemens­Aktien in Aus­
übung des Derivats nicht nach dem 4. Februar 2025 erfolgt.

b) In den Bedingungen der Derivate muss vertraglich vereinbart sein, 
dass die Derivate nur mit Aktien bedient werden, die unter Wahrung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben wurden; dem genügt 
der Erwerb über die Börse.  

c) Der in dem jeweiligen Derivat vereinbarte, bei Ausübung einer 
Put­Option beziehungsweise in Erfüllung eines Terminkaufs zu zah­
lende Kaufpreis je Siemens­Aktie (jeweils ohne Erwerbsnebenkos­
ten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen Optionsprämie) 
darf den durchschnittlichen Schlusskurs einer Siemens­Aktie im 
Xetra­Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) am 
vierten, dritten und zweiten Börsenhandelstag vor Abschluss des 
betreffenden Derivatgeschäfts um nicht mehr als 10 % überschreiten 
und um nicht mehr als 30 % unterschreiten. Der in dem jeweiligen 
Derivat vereinbarte, bei Ausübung einer Call­Option zu zahlende 
Kaufpreis je Siemens­Aktie darf den durchschnittlichen Schlusskurs 
einer Siemens­Aktie im Xetra­Handel (oder in einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) am vierten, dritten und zweiten der Ausübung der 
Call­Option vorangehenden Börsenhandelstag um nicht mehr als 10 % 
überschreiten und 10 % dieses Durchschnitts nicht unterschreiten. 

Der von der Gesellschaft für Derivate gezahlte Erwerbspreis darf 
nicht wesentlich über und der von der Gesellschaft vereinnahmte 
Veräußerungspreis für Derivate darf nicht wesentlich unter dem 
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten 
theoretischen Marktpreis des jeweiligen Derivats liegen, bei dessen 
Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu be­
rücksichtigen ist. 

d) Werden Derivate unter Beachtung der vorstehenden Regelungen ein­
gesetzt, ist ein etwaiges Recht der Aktionäre, solche Derivatgeschäf­
te mit der Gesellschaft abzuschließen, ausgeschlossen. Ein Recht der 
Aktionäre auf Abschluss von Derivatgeschäften besteht auch nicht, 
soweit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten ein 
bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss von Derivatgeschäften 
bezogen auf geringe Stückzahlen an Aktien vorgesehen wird. 

Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Siemens­Aktien nur, 
soweit die Gesellschaft ihnen gegenüber aus individuell abgeschlos­
senen Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. 
Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
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von Siemens­Aktien oder Wandlungs­ beziehungsweise Options­
rechte oder ­pflichten auf Siemens­Aktien begründen (in beliebiger 
Kombination), und zwar zum Ende der Laufzeit oder zu anderen 
Zeitpunkten. Die Schuldverschreibungen können zu Finanzierungs­
zwecken (Aufnahme von Fremd­ beziehungsweise Eigenkapital) 
begeben werden, aber auch zu anderen Zwecken, etwa der Optimie­
rung der Kapitalstruktur der Gesellschaft. 

Die Schuldverschreibungen können gegen Geld­ und /oder Sachleis­
tung, insbesondere die Beteiligung an anderen Unternehmen, bege­
ben werden. Im Fall von Optionsschuldverschreibungen kann die 
Begebung gegen Sachleistung erfolgen, soweit in den Bedingungen 
der Optionsscheine vorgesehen ist, den Optionspreis je Siemens­ 
Aktie bei Ausübung vollständig in bar zu leisten. Der Nennbetrag 
beziehungsweise ein unter dem Nennbetrag liegender Ausgabepreis 
von Schuldverschreibungen darf auch so gewählt werden, dass er im 
Zeitpunkt der Begebung dem anteiligen Betrag am Grundkapital der 
nach den Schuldverschreibungsbedingungen zu beziehenden Aktien 
entspricht, muss also diesen Betrag nicht notwendig übersteigen.

Die Ermächtigung gilt für die Begebung von Schuldverschreibungen 
bis zum 4. Februar 2025. Soweit eine Schuldverschreibung eine 
Pflicht zur Lieferung von Siemens­Aktien oder Wandlungs­ bezie­
hungsweise Optionsrechte oder ­pflichten auf Siemens­Aktien erst 
nach einer Umtauschrechterklärung der Emittentin oder der Siemens 
Aktiengesellschaft vorsieht, muss die entsprechende Erklärung bis 
zum 4. Februar 2025 abgegeben werden. 

 (2) Wandlungs­ / Optionspreis je Aktie

Im Fall von Optionsschuldverschreibungen werden jedem Anleihe­
stück Optionsrechte, insbesondere in Form eines oder mehrerer 
 Optionsscheine, beigefügt, die den Inhaber beziehungsweise Gläu­
biger nach näherer Maßgabe der Schuldverschreibungsbedingun­
gen zum Bezug von Siemens­Aktien berechtigen oder verpflichten 
beziehungsweise Umtauschrechte der Emittentin oder der Siemens 
Aktien gesellschaft beinhalten.

Im Fall von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber be­
ziehungsweise Gläubiger der Wandelschuldverschreibungen das 
Recht beziehungsweise haben die Pflicht, ihre Wandelschuldver­
schreibungen nach näherer Maßgabe der Schuldverschreibungsbe­
dingungen in Siemens­Aktien zu wandeln. 

In allen Fällen ergibt sich das Wandlungs­ beziehungsweise Um­
tausch­ oder Bezugsverhältnis aus der Division des Nennbetrags 
beziehungsweise eines unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabe­
preises einer Wandelschuldverschreibung beziehungsweise bei Aus­
übung eines Optionsscheines des nach dessen Bedingungen ge­
schuldeten Betrags durch den jeweils festgesetzten Wandlungs­ oder 
Optionspreis für eine Siemens­Aktie. 

Der Vorstand soll erneut und in ausreichendem Umfang zur Begebung 
von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen ermächtigt und ein neu­
es Bedingtes Kapital 2020 beschlossen werden. Zusammen mit der 
fortbestehenden, von der Hauptversammlung am 30. Januar 2019 un­
ter Tagesordnungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung zur Begebung 
von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen würde die Gesellschaft 
damit insgesamt weiter über ein ausreichend großes Ermächtigungs­
volumen verfügen.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Ermächtigung zur Begebung von Wandel­ / Optionsschuldverschrei­
bungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts

 (1) Allgemeines, Betragsgrenzen, Begebung gegen Geld­ oder Sach­
leistung sowie durch Konzerngesellschaften, Befristung der Er­
mächtigung

Der Vorstand wird ermächtigt, einmalig oder mehrmals, auch gleich­
zeitig in verschiedenen Tranchen, nachrangige oder nicht nachran­
gige Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen (unter Einbeziehung 
aller in diesem Beschluss vorgesehenen Gestaltungsmöglichkeiten 
nachfolgend: »Schuldverschreibungen«) im Gesamtnennbetrag von 
bis zu 15.000.000.000 € zu begeben und in diesem Zusammenhang 
Wandlungs­, Umtausch­ beziehungsweise Optionsrechte und Wand­
lungspflichten auf im Zeitpunkt ihrer jeweiligen Begründung ins­
gesamt bis zu 60.000.000 auf Namen lautende Stückaktien der 
Siemens Aktiengesellschaft (»Siemens­Aktien«) mit einem anteili­
gen Betrag am Grundkapital von insgesamt bis zu 180.000.000 € 
zu gewähren beziehungsweise aufzuerlegen. Die Schuldverschrei­
bungen können auch durch eine Konzerngesellschaft der Siemens 
Aktien gesellschaft begeben werden. Die Ermächtigung umfasst in 
diesem Fall auch die Möglichkeit, für über Konzerngesellschaften der 
Gesellschaft begebene Schuldverschreibungen die erforderlichen 
Garantien zu übernehmen sowie weitere für eine erfolgreiche Bege­
bung erforderliche Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzu­
nehmen. Weiter umfasst die Ermächtigung die Möglichkeit, nach 
näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen be­
ziehungsweise der Optionsscheine (nachfolgend: »Schuldverschrei­
bungsbedingungen«) Siemens­Aktien zu gewähren. 

Die Ermächtigung erstreckt sich auf alle Schuldverschreibungen, 
welche den in § 221 Aktiengesetz enthaltenen rechtlichen Anforde­
rungen unterfallen. Sie können auch Umtauschrechte der Emittentin 
oder der Siemens Aktiengesellschaft vorsehen, insbesondere Rechte 
zur Ersetzung der darunter ursprünglich geschuldeten Leistungen 
durch Siemens­Aktien (auch als Andienungsrecht, Ersetzungsbefug­
nis beziehungsweise Tilgungswahlrecht), und damit bereits bei 
 Begebung oder unter der Voraussetzung einer gesonderten 
Umtausch erklärung der Emittentin oder der Siemens Aktiengesell­
schaft oder unter anderen Voraussetzungen die Pflicht zur Lieferung 
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Verwässerungsschutz beziehungsweise Anpassungen können insbe­
sondere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch Veränderung 
des Wandlungs­ / Optionspreises sowie durch die Veränderung oder 
Einräumung von Barkomponenten vorgesehen werden. 

Der Vorstand ist ermächtigt, die Ausgabekonditionen sowie die wei­
teren Schuldverschreibungsbedingungen festzusetzen beziehungs­
weise im Einvernehmen mit der jeweils ausgebenden Konzerngesell­
schaft festzulegen. Die Schuldverschreibungsbedingungen können 
dabei insbesondere auch die folgenden Gestaltungen vorsehen:

 ob und unter welchen Voraussetzungen, etwa auf Grundlage 
 eines Wahlrechts der Emittentin beziehungsweise der Siemens 
Aktiengesellschaft, eine Bedienung aus bedingtem Kapital (ins­
besondere dem neuen, im Zusammenhang mit dieser Ermächti­
gung zu schaffenden Bedingten Kapital 2020), aus einem vorhan­
denen oder zu schaffenden genehmigten Kapital, aus einem 
vorhandenen oder zu erwerbenden Bestand eigener Aktien oder 
anstelle der Lieferung von Siemens­Aktien die Zahlung eines 
Wertausgleichs in Geld oder die Lieferung anderer an einem 
Handels platz im Sinne von § 2 Abs. 22 Wertpapierhandelsgesetz 
handelbarer Wertpapiere vorgesehen werden kann, 

 ob die Schuldverschreibungen beziehungsweise Optionsscheine 
auf den Inhaber oder auf den Namen lauten,

 Zahl und Ausgestaltung der je Anleihestück beizufügenden (auch 
unterschiedlich ausgestalteten) Optionsscheine sowie ob diese 
bei oder nach Begebung abtrennbar sind,

 Verzinsung und – auch unbegrenzte oder unterschiedliche – 
Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise Options­
scheine,

 Ausgestaltung der Anleihekomponente, die insbesondere auch 
sogenannte Umtausch­, Pflichtumtausch­ oder Hybridanleihen 
umfassen kann, 

 ob bei Optionsschuldverschreibungen die Zahlung des Options­
preises ganz oder teilweise durch Übertragung von Anleihestü­
cken (Inzahlungnahme) erfolgen kann,

 ob in einer Anleihe ein Umtauschrecht der Emittentin oder der 
Siemens Aktiengesellschaft vorgesehen wird, anstelle der Erfül­
lung der in der Anleihe verbrieften Pflicht, etwa zur Lieferung 
von Wertpapieren oder zur Zahlung eines fälligen Geldbetrags, 
Siemens­Aktien zu gewähren,

 ob der oder die Wandlungs­ / Optionspreise oder die Wandlungs­, 
Bezugs­ oder Umtauschverhältnisse bei Begebung der Schuldver­
schreibungen oder während der Laufzeit der Schuldverschreibun­
gen beziehungsweise Optionsscheine zu ermitteln sind und wie 
diese Preise / Verhältnisse jeweils festzulegen sind (jeweils ein­
schließlich etwaiger Minimal­ und Maximalpreise und variabler 
Gestaltungen oder der Ermittlung anhand künftiger Börsenkurse),

Der bei Begebung maßgebliche Wandlungs­ / Optionspreis je Aktie 
darf bei Schuldverschreibungen mit bereits bei Begebung bestehen­
den Umtausch­ oder Bezugsrechten der Gläubiger für diese 80 % des 
Kurses der Siemens­Aktie im Xetra­Handel (oder in einem vergleich­
baren Nachfolgesystem) nicht unterschreiten. Maßgeblich dafür ist 
der durchschnittliche Schlusskurs an den zehn Börsenhandelstagen 
vor der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Begebung 
der Schuldverschreibungen beziehungsweise über die Erklärung der 
Annahme durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen Aufforde­
rung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten. Wird das Bezugsrecht 
der Aktionäre nicht ausgeschlossen, kann stattdessen auf den Kurs 
an den Börsenhandelstagen während der Bezugsfrist abgestellt wer­
den (mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die erforderlich sind, 
um den Wandlungs­ / Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 Aktiengesetz 
fristgerecht bekannt zu machen). Im Fall von Schuldverschreibun­
gen mit einer Wandlungs­ / Optionspflicht beziehungsweise einem 
Umtauschrecht der Emittentin oder der Siemens Aktiengesellschaft 
kann der Wandlungs­ / Optionspreis beziehungsweise der zur Ermitt­
lung des Wandlungs­ / Optionspreises herangezogene Referenzkurs 
der Siemens­Aktie mindestens entweder den oben genannten Min­
destpreis betragen oder dem durchschnittlichen volumengewichte­
ten Kurs der Siemens­Aktie an mindestens drei Börsenhandelstagen 
im Xetra­Handel (oder in einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
unmittelbar vor der Ermittlung des Wandlungs­ / Optionspreises nach 
näherer Maßgabe der Schuldverschreibungsbedingungen entspre­
chen, auch wenn dieser Durchschnittskurs und der daraus abgelei­
tete maßgebliche Wandlungs­ / Optionspreis unterhalb des oben 
genannten Mindestpreises (80 %) liegt. § 9 Abs. 1 Aktiengesetz sowie 
§ 199 Abs. 2 Aktiengesetz bleiben unberührt. 

 (3) Verwässerungsschutz, Anpassungen und  
weitere Gestaltungsmöglichkeiten

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maß­
gabe der jeweiligen Schuldverschreibungsbedingungen in bestimm­
ten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren beziehungsweise 
Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz beziehungswei­
se Anpassungen können insbesondere vorgesehen werden, wenn es 
während der Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise 
Optionsscheine zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft 
kommt (etwa einer Kapitalerhöhung beziehungsweise Kapitalherab­
setzung oder einem Aktiensplit), aber auch im Zusammenhang mit 
Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel­ / Options­
schuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall 
anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Options­ be­
ziehungsweise Wandlungsrechte, die während der Laufzeit der 
Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine eintre­
ten (wie zum Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). 
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zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 
Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögens­
gegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögens­
gegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft 
oder ihre Konzerngesellschaften begeben werden,

 soweit dies für Spitzenbeträge erforderlich ist, die sich aufgrund 
des Bezugsverhältnisses ergeben,

 um den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wand­
lungs­ / Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungs­
weise entsprechender Wandlungs­ / Optionspflichten aus von der 
Siemens Aktiengesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften 
ausgegebenen oder garantierten Schuldverschreibungen zum 
Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem Umfang zu 
gewähren, wie sie ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser 
Wandlungs­ / Optionsrechte beziehungsweise Erfüllung dieser 
Wandlungs­ / Optionspflichten zustünden.  

b) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2010

Das von der Hauptversammlung am 26. Januar 2010 unter Tagesord­
nungspunkt 10 beschlossene, in § 4 Abs. 6 der Satzung geregelte 
Bedingte Kapital 2010 in Höhe von 600.000.000 € wird aufgehoben.

c) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015

Das von der Hauptversammlung am 27. Januar 2015 unter Tagesord­
nungspunkt 10 beschlossene, in § 4 Abs. 9 der Satzung geregelte 
Bedingte Kapital 2015 in Höhe von 240.000.000 € wird aufgehoben.

d) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2020

Zur Gewährung von Aktien an die Inhaber beziehungsweise Gläubi­
ger von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund vor­
stehender Ermächtigung gemäß lit. a) begeben werden, wird das 
Grundkapital um bis zu 180.000.000 € durch Ausgabe von bis zu 
60.000.000 auf Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht. Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 60.000.000 
auf Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung ab Be­
ginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur insoweit durchgeführt, 
wie die Inhaber beziehungsweise Gläubiger von Wandelschuldver­
schreibungen oder von Optionsscheinen aus Optionsschuldver­
schreibungen, die aufgrund der Ermächtigung des Vorstands gemäß 
lit. a) von der Siemens Aktiengesellschaft oder durch eine Konzern­
gesellschaft bis zum 4. Februar 2025 begeben werden, von ihrem 
Wandlungs­ / Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wandlungs­ / Op­
tionspflicht genügen oder Andienungen von Aktien erfolgen und 
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt 
werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu den nach Maß ­
gabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses in 
den Schuldverschreibungs­ beziehungsweise Optionsbedingungen 

 ob und wie auf ein volles Wandlungsverhältnis gerundet wird,
 ob eine in bar zu leistende Zuzahlung oder ein Barausgleich bei 

Spitzen festgesetzt wird,
 wie im Fall von Pflichtwandlungen beziehungsweise der Erfül­

lung von Optionspflichten oder Andienungsrechten Einzelheiten 
der Ausübung, der Erfüllung von Pflichten oder Rechten, der Fris­
ten und der Bestimmung von Wandlungs­ / Optionspreisen festzu­
legen sind,

 ob die Schuldverschreibungen in Euro oder in anderen gesetz­
lichen Währungen von OECD­Ländern begeben werden. Für die 
Gesamtnennbetragsgrenze dieser Ermächtigung ist bei Bege­
bung in Fremdwährungen jeweils der Nennbetrag der Schuldver­
schreibungen am Tag der Entscheidung über ihre Begebung in 
Euro umzurechnen.  

 (4) Bezugsrecht, Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts

Die Schuldverschreibungen sind den Aktionären grundsätzlich zum 
Bezug anzubieten. Sie können auch an Kreditinstitute oder an nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätige Unternehmen mit der Verpflichtung 
begeben werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der 
Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht auszuschließen, 

 sofern die Schuldverschreibungen gegen Geldleistung begeben 
werden und der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung de­
ren nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermit­
telten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 
Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, 
die aufgrund von Schuldverschreibungen auszugeben oder zu 
gewähren sind, welche unter dieser Ermächtigung unter Aus­
schluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktien­
gesetz ausgegeben werden, darf 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten. Maßgeblich ist das Grundkapital zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser 
Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermäch­
tigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die wäh­
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer 
Ausnutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert 
 werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die aufgrund einer 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz 
begebenen Wandel­ beziehungsweise Optionsschuldverschrei­
bung ausgegeben oder gewährt wurden oder auszugeben oder 
zu gewähren sind, 

 sofern die Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbe­
sondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 



56 57

Zudem erklärt der Vorstand eine Selbstverpflichtung, mit der er Kapital­
erhöhungen aus genehmigtem und bedingtem Kapital einschränkt. 
Diese ist ebenfalls im Anschluss an die Tagesordnung abgedruckt.

 10. Beschlussfassung über die Zustimmung zu einem 
Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag 
 zwischen der Siemens Aktiengesellschaft und einer 
Tochtergesellschaft

Die Siemens Aktiengesellschaft hat am 3. Dezember 2019 mit ihrer 
100 %igen Tochtergesellschaft Siemens Mobility GmbH mit Sitz in Mün­
chen (nachfolgend »Tochtergesellschaft«) einen Beherrschungs­ und 
Gewinnabführungsvertrag geschlossen. 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, dem Beherrschungs­ und Ge­
winnabführungsvertrag zwischen der Siemens Aktiengesellschaft (als 
Obergesellschaft) und der Siemens Mobility GmbH zuzustimmen.

Der Beherrschungs­ und Gewinnabführungsvertrag hat folgenden we­
sentlichen Inhalt: 

 Die Tochtergesellschaft unterstellt die Leitung ihrer Gesellschaft 
der Siemens Aktiengesellschaft. Diese hat danach das Recht, der 
Geschäftsführung der Tochtergesellschaft hinsichtlich der Leitung 
(einschließlich der gesamten unternehmerischen Sphäre im Sinne 
des Umsatzsteuergesetzes) der Tochtergesellschaft Weisungen zu 
erteilen. Die Geschäftsführung der Tochtergesellschaft ist verpflich­
tet, den Weisungen Folge zu leisten.

 Die Tochtergesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn ent­
sprechend den Vorschriften des § 301 Aktiengesetz in seiner jeweils 
gültigen Fassung an die Siemens Aktiengesellschaft abzuführen. 

 Die Tochtergesellschaft kann mit Zustimmung der Siemens Aktien­
gesellschaft Beträge aus dem Jahresüberschuss insoweit in andere 
Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 Handelsgesetzbuch einstellen, 
als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmänni­
scher Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Die Bildung gesetz­
licher Rücklagen ist zulässig. Während der Dauer des Vertrags gebil­
dete andere Gewinnrücklagen nach § 272 Abs. 3 Handelsgesetzbuch 
sind auf Verlangen der Siemens Aktiengesellschaft aufzulösen und 
zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags zu verwenden oder als Ge­
winn abzuführen. Die Abführung von vorvertraglichen Kapital­ und 
Gewinnrücklagen ist ausgeschlossen. 

 Die Siemens Aktiengesellschaft kann von der Tochtergesellschaft 
eine unterjährige Vorababführung von Gewinnen verlangen, wenn 
und soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

 Sofern der Vertrag nicht vor Ablauf des Geschäftsjahrs der Tochter­
gesellschaft endet, entsteht der Anspruch auf Gewinnabführung 
zum Ende des Geschäftsjahrs der Tochtergesellschaft. Er ist mit Wert­
stellung zu diesem Zeitpunkt fällig. Die Pflicht zur Gewinnabführung 

jeweils zu bestimmenden Wandlungs­ / Optionspreisen. Der Vorstand 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzu­
legen (Bedingtes Kapital 2020).

e) Satzungsänderungen

§ 4 Abs. 9 der Satzung wird gestrichen und § 4 Abs. 6 der Satzung 
wird wie folgt neu gefasst:

 »6. Das Grundkapital ist um bis zu 180.000.000 € bedingt erhöht. Die 
bedingte Kapitalerhöhung wird durch Ausgabe von bis zu 
60.000.000 auf Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnbe­
rechtigung ab Beginn des Geschäftsjahrs ihrer Ausgabe nur inso­
weit durchgeführt, wie die Inhaber beziehungsweise Gläubiger 
von Wandelschuldverschreibungen oder von Optionsscheinen 
aus Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächti­
gung des Vorstands durch die Hauptversammlung vom 5. Febru­
ar 2020 von der Siemens Aktiengesellschaft oder durch eine Kon­
zerngesellschaft bis zum 4. Februar 2025 begeben werden, von 
ihrem Wandlungs­ / Optionsrecht Gebrauch machen, ihrer Wand­
lungs­ / Optionspflicht genügen oder Andienungen von Aktien 
erfolgen und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedie­
nung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 
zu den nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächti­
gungsbeschlusses in den Schuldverschreibungs­ beziehungswei­
se Optionsbedingungen jeweils zu bestimmenden Wandlungs­ / 
Optionspreisen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 
und ihrer Durchführung festzulegen (Bedingtes Kapital 2020).«

f) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 der Satzung entsprechend der 
jeweiligen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2020 zu ändern. Ent­
sprechendes gilt für den Fall der Nichtausnutzung der Ermächtigung 
zur Ausgabe von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen nach Ab­
lauf der Ermächtigungsfrist sowie für den Fall der Nicht­ oder nicht 
vollumfänglichen Ausnutzung des Bedingten Kapitals 2020 nach 
Ablauf sämtlicher Wandlungs­ / Optionsfristen.

Vor dem Hintergrund der vorstehend vorgeschlagenen Ermächtigung 
zur Begebung von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen erstattet 
der Vorstand schriftlich Bericht über die Gründe, aus denen er  ermächtigt 
sein soll, in bestimmten Fällen das Bezugsrecht der Aktionäre auszu­
schließen. Der Bericht ist im Anschluss an die Tagesordnung abgedruckt 
und von der Einberufung der Hauptversammlung an über unsere Inter­
netseite unter  WWW.SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG zugäng­
lich. Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich und kostenlos 
eine Abschrift. Ferner wird der Bericht in der Hauptversammlung zu­
gänglich sein.

http://www.siemens.com/hauptversammlung
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 Bei der Auslegung einzelner Bestimmungen des Vertrags sind die 
§§ 14 und 17 Körperschaftsteuergesetz in ihrer jeweils gültigen Fas­
sung zu berücksichtigen. 

 Der Vertrag enthält eine sogenannte salvatorische Klausel. Sollte 
eine Bestimmung des Vertrags ganz oder teilweise unwirksam oder 
undurchführbar sein oder werden, oder sollte der Vertrag eine Lücke 
enthalten, so soll dies die Gültigkeit des Vertrags im Übrigen nicht 
berühren. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Be­
stimmung werden die Vertragspartner diejenige wirksame oder 
durchführbare Bestimmung vereinbaren, die dem wirtschaftlichen 
Ergebnis der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung am 
nächsten kommt. Im Fall einer Lücke des Vertrags ist diejenige Be­
stimmung zu vereinbaren, die bei Kenntnis der Lücke entsprechend 
dem Sinn und Zweck des Vertrags vereinbart worden wäre.

 Soweit nach dem Vertrag eine Erklärung in Schriftform abzugeben 
ist, muss diese Erklärung vom erklärenden Vertragspartner eigen­
händig durch Namensunterschrift unterzeichnet und dem anderen 
Vertragspartner im Original übermittelt werden. Diese Schriftform 
kann nicht durch die elektronische Form ersetzt werden.

 Erfüllungsort und Gerichtsstand für die Vertragspartner ist München.

Die Siemens Aktiengesellschaft ist alleinige Gesellschafterin der Toch­
tergesellschaft. Ausgleichszahlungen oder Abfindungen für außen­
stehende Gesellschafter gemäß §§ 304, 305 Aktiengesetz sind nicht zu 
gewähren. 

Von der Einberufung der Hauptversammlung an sind folgende 
 Unterlagen über unsere Internetseite unter  WWW.SIEMENS.COM/ 

HAUPTVERSAMMLUNG zugänglich: 

 der Beherrschungs­ und Gewinnabführungsvertrag zwischen der 
Siemens Aktiengesellschaft und der Siemens Mobility GmbH,

 die Jahresabschlüsse und Konzernabschlüsse sowie die zusammen­
gefassten Lageberichte für die Siemens Aktiengesellschaft und den 
Konzern zum 30. September 2017, zum 30. September 2018 und 
zum 30. September 2019,

 die Jahresabschlüsse und Lageberichte für die Siemens Mobility 
GmbH zum 30. September 2018 (Rumpfgeschäftsjahr) und zum 
30. September 2019,

 der nach § 293 a Aktiengesetz erstattete gemeinsame Bericht des 
Vorstands der Siemens Aktiengesellschaft und der Geschäftsfüh­
rung der Siemens Mobility GmbH.

Auf Verlangen erhält jeder Aktionär unverzüglich und kostenlos eine 
Abschrift dieser Unterlagen zugesandt. Die Unterlagen werden auch in 
der Hauptversammlung zugänglich sein. 

gilt rückwirkend ab Beginn des Geschäftsjahrs der Tochtergesell­
schaft, in dem der Vertrag mit Eintragung im Handelsregister des 
Sitzes der Tochtergesellschaft wirksam wird. 

 Die Siemens Aktiengesellschaft ist zur Übernahme der Verluste der 
Tochtergesellschaft entsprechend den Vorschriften des § 302 Aktien­
gesetz in seiner jeweils gültigen Fassung verpflichtet. 

 Sofern der Vertrag nicht vor Ablauf des Geschäftsjahrs der Tochter­
gesellschaft endet, entsteht der Anspruch auf Verlustübernahme 
zum Ende des Geschäftsjahrs der Tochtergesellschaft. Er ist mit 
Wertstellung zu diesem Zeitpunkt fällig. Die Pflicht zur Verlustüber­
nahme gilt rückwirkend ab Beginn des Geschäftsjahrs der Tochter­
gesellschaft, in dem der Vertrag mit Eintragung im Handelsregister 
des Sitzes der Tochtergesellschaft wirksam wird.

 Der Vertrag wird mit der Eintragung in das Handelsregister des Sitzes 
der Tochtergesellschaft wirksam. 

 Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann ordentlich 
mit einer Frist von drei (3) Monaten zum Ende eines Geschäftsjahrs 
der Tochtergesellschaft gekündigt werden, erstmals jedoch zum 
Ende desjenigen Geschäftsjahrs der Tochtergesellschaft, das min­
destens fünf (5) Zeitjahre nach dem Beginn des Geschäftsjahrs der 
Tochtergesellschaft endet, in dem der Vertrag wirksam geworden 
ist. Zusätzlich zu der vorgenannten Kündigungsfrist kann die 
Siemens Aktiengesellschaft den Vertrag nach Ablauf der im vorste­
henden Satz geregelten Mindestlaufzeit jederzeit mit einer Frist von 
zwei (2) Wochen ordentlich kündigen. 

 Das Recht zur außerordentlichen fristlosen Kündigung bei Vorliegen 
eines wichtigen Grunds bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere im Fall der Insolvenz, Verschmelzung, Spaltung oder 
Liquidation der Siemens Aktiengesellschaft oder der Tochtergesell­
schaft vor; ferner dann, wenn die Siemens Aktiengesellschaft in 
Folge einer Veräußerung oder Einbringung nicht mehr unmittelbar 
alle Anteile an der Tochtergesellschaft hält oder in Folge der Veräu­
ßerung oder Einbringung erstmals im Sinne des § 307 Aktiengesetz 
ein außenstehender Gesellschafter an der Tochtergesellschaft betei­
ligt wird. Im Falle der Veräußerung oder Einbringung von Anteilen 
kann die Siemens Aktiengesellschaft die Kündigung auch ab dem 
Datum des Abschlusses des schuldrechtlichen Vertrags über die Ver­
äußerung oder Einbringung der Anteile an der Tochtergesellschaft 
mit Wirkung zum Zeitpunkt der Übertragung der Anteile oder zu ei­
nem früheren Zeitpunkt erklären. Ein wichtiger Grund liegt auch im 
Fall eines Börsengangs der Tochtergesellschaft vor; die Kündigung 
kann in diesem Fall auch ab dem Datum der Billigung des Wertpapier­
prospekts durch die zuständige Behörde mit Wirkung zum Zeitpunkt 
des Abschlusses des Börsengangs (Übertragung der Anteile an die 
Investoren) oder zu einem früheren Zeitpunkt erklärt werden. 

 Die Kündigung des Vertrags bedarf der Schriftform. 

http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
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Organ mitglieder von mit der Siemens Aktiengesellschaft verbundenen Un­
ternehmen soll die Identifikation der genannten Personen mit Siemens 
stärken. Sie sollen an das Unternehmen gebunden und auch als Aktionäre 
an dessen langfristiger Entwicklung beteiligt werden. Hierdurch sollen im 
Interesse des Unternehmens und seiner Aktionäre das Verständnis und die 
Bereitschaft zur Übernahme größerer, vor allem wirtschaftlicher Mitverant­
wortung gestärkt werden. Die Ausgabe von Aktien ermöglicht auch Gestal­
tungen mit langfristiger Anreizwirkung, bei denen nicht nur positive, son­
dern auch negative Entwicklungen Berücksichtigung finden können. So 
erlaubt beispielsweise die Gewährung von Aktien mit einer Veräußerungs­
sperre oder Sperrfrist oder mit Halteanreizen zusätzlich zu dem Bonus­ 
auch einen Malus­Effekt im Fall von negativen Entwicklungen. Sie soll da­
mit einen Anreiz geben, auf eine dauerhafte Wertsteigerung für das 
Unternehmen zu achten.

Die genannten Ziele werden im Siemens­Konzern derzeit mit verschiede­
nen Modellen von Belegschaftsaktienprogrammen und aktienbasierter 
Vergütung verfolgt. 

Im Rahmen eines sogenannten Share Matching Plans haben teilnahmebe­
rechtigte Mitarbeiter und Führungskräfte der Siemens Aktiengesellschaft 
und der an dem Plan teilnehmenden verbundenen Unternehmen in jedem 
Jahr, in dem eine neue Tranche des Plans aufgelegt wird, die Möglichkeit, 
einen bestimmten Teil ihrer Vergütung in Siemens­Aktien zum Marktpreis 
zu investieren. Nach Ablauf einer rund dreijährigen Haltefrist erhalten die 
Planteilnehmer für je drei im Rahmen des Plans gekaufte und durchgängig 
gehaltene Siemens­Aktien eine zusätzliche unentgeltliche Siemens­Aktie, 
die sogenannte Matching­Aktie. Voraussetzung ist, dass sie bis zum Ende 
der Haltefrist ununterbrochen bei der Siemens Aktiengesellschaft oder ei­
nem mit ihr verbundenen Unternehmen beschäftigt sind. 

Aus Gründen der Vereinfachung der Administration soll auch ein modifi­
zierter Share Matching Plan angeboten werden können, unter dem die 
Planteilnehmer für je drei im Rahmen des Plans zum Marktpreis gekaufte 
Siemens­Aktien sofort eine zusätzliche unentgeltliche Matching­Aktie er­
halten und bei dem sowohl die gekauften als auch die Matching­Aktien 
einer Sperrfrist von mindestens einem Jahr unterliegen, während der sie 
nicht veräußert werden können. Eine Entscheidung zur Einführung eines 
solchen Plans ist derzeit allerdings noch nicht gefallen. 

In ähnlicher Weise haben teilnahmeberechtigte Führungskräfte und Mitar­
beiter in Großbritannien die Möglichkeit, im Rahmen des Siemens UK Share 
Incentive Plan sofort eine zusätzliche unentgeltliche Matching­Aktie für je 
drei zum Marktpreis gekaufte Siemens­Aktien zu erhalten. Zur Nutzung der 
mit diesem Plan erzielbaren steuerlichen Vorteile für die Planteilnehmer 
und deren Arbeitgeber richten sich die Bedingungen nach den anwend­
baren steuerlichen Regelungen des englischen Rechts. Insbesondere ist 
eine mehrjährige Haltefrist vorgesehen, die grundsätzlich Bedingung für 
die Steuerfreiheit der Matching­Aktien ist. 

Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung

Die Siemens Aktiengesellschaft soll in der diesjährigen Hauptversammlung 
erneut ermächtigt werden, eigene Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktien­
gesetz zu erwerben und zu verwenden. Die Gesellschaft soll für fünf Jahre 
Aktien im Umfang von bis zu 10 % des Grundkapitals erwerben und damit 
den gesetzlichen Rahmen für solche Ermächtigungen nutzen können. Der 
Erwerb der eigenen Aktien kann als Kauf über die Börse, mittels eines 
 öffentlichen Kaufangebots oder eines öffentlichen Tauschangebots durch 
die Gesellschaft selbst oder durch Konzerngesellschaften oder für ihre oder 
deren Rechnung handelnde Dritte erfolgen. Der Erwerb über die Börse kann 
auch im Rahmen eines strukturierten Rückkaufprogramms durch geführt 
werden, mit dem ein Kreditinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen  tätiges 
Unternehmen oder ein Konsortium solcher Kreditinstitute oder Unter­
nehmen beauftragt wird. Durch die Möglichkeit eines Tauschangebots 
 erhält die Gesellschaft zusätzliche Flexibilität, indem sie als Gegenleistung 
für den Erwerb eigener Aktien anstelle von Geld auch von ihr gehaltene 
Aktien einer im Sinne von § 3 Abs. 2 Aktiengesetz börsennotierten Gesell­
schaft anbieten kann. Auch für die Aktionäre kann ein solches Tausch­
angebot eine attraktive Alternative zu einem öffentlichen Kaufangebot 
dar stellen. 

Sofern die Anzahl der zum Kauf oder Tausch angedienten beziehungsweise 
angebotenen Siemens­Aktien das von der Gesellschaft insgesamt zum 
 Erwerb vorgesehene Volumen übersteigt, kann der Erwerb unter Aus­
schluss des Andienungsrechts der Aktionäre statt nach dem Verhältnis der 
Beteiligungsquoten nach dem Verhältnis der angedienten beziehungs­
weise angebotenen Siemens­Aktien je Aktionär erfolgen, um das Zu­
teilungsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dient auch die 
Möglichkeit der bevorrechtigten Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis 
zu 150 Stück angedienter beziehungsweise angebotener Aktien je Aktionär 
und der Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen.

Die Ermächtigung umfasst auch die Verwendung beziehungsweise Ver­
äußerung eigener Aktien, die nachfolgend näher beschrieben wird, ins­
besondere, soweit sie mit einem Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio­
näre verbunden ist.

Zurückerworbene eigene Aktien können nach lit. c) Ziffer (2) der unter 
Tages ordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung im Zusammenhang 
mit aktienbasierten Vergütungs­ beziehungsweise Belegschaftsaktien­
programmen verwendet werden. Siemens fördert eine Eigentümerkultur 
im Unternehmen und ermöglicht Mitarbeitern und Führungskräften mög­
lichst weltweit über Aktienprogramme und aktienbasierte Vergütung eine 
Beteiligung am Unternehmen und seiner Entwicklung. Eine solche Beteili­
gung ist auch vom Gesetzgeber erwünscht und wird daher in mehrfacher 
Weise erleichtert. Die Ausgabe von Aktien an Mitarbeiter der Siemens 
Aktien gesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen sowie an 

Weitere Angaben, Hinweise 
und Berichte
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Ausgabe der Aktien kann an weitere Bedingungen wie zum Beispiel Sperr­
fristen, Veräußerungssperren, die Erreichung bestimmter Ziele oder den 
Verbleib im Konzern geknüpft werden.

Die oben ausführlich dargestellten Ziele der Identifikation mit dem Unter­
nehmen, der Bindung an das Unternehmen und der Übernahme unterneh­
merischer Mitverantwortung liegen im Interesse des Unternehmens und 
seiner Aktionäre. Die Übertragung bereits vorhandener beziehungsweise 
neu zurückerworbener eigener Aktien anstelle der Inanspruchnahme even­
tuell ebenfalls zur Verfügung stehender genehmigter Kapitalia kann eine 
wirtschaftlich sinnvolle Alternative sein, da sie den mit einer Kapitalerhö­
hung und der Zulassung neuer Aktien verbundenen Aufwand vermeidet. 
Der bei dieser Verwendung erforderliche Bezugsrechtsausschluss liegt da­
mit grundsätzlich im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Zurückerworbene eigene Aktien sollen nach lit. d) der unter Tagesord­
nungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung auch zur Bedienung von 
Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Siemens­Aktien verwendet wer­
den können, die mit Mitgliedern des Vorstands der Siemens Aktiengesell­
schaft im Rahmen der Regelungen zur Vorstandsvergütung vereinbart 
wurden beziehungsweise werden. Auch insoweit ist ein Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. So können variable Vergütungs­
bestandteile gewährt werden, die einen Anreiz für eine langfristige, auf 
Nachhaltigkeit angelegte Unternehmensführung setzen, indem zum Bei­
spiel ein Teil der variablen Vergütung statt in bar in für eine bestimmte Zeit 
veräußerungsgesperrten Aktien oder in Zusagen auf Aktien mit einer Sperr­
frist gewährt werden. Zudem können solche aktienbasierten Vergütungs­
bestandteile an bestimmte Erfolgsziele geknüpft werden, wie etwa die 
Entwicklung des Kurses der Siemens­Aktie im Verhältnis zu Wettbewerbern 
oder sonstige Wertsteigerungs­ oder Nachhaltigkeitsziele. 

Durch die Übertragung veräußerungsgesperrter Aktien oder die Zusage 
von Aktien mit Sperrfrist oder die Gewährung sonstiger aktienbasierter 
Vergütungsinstrumente an Vorstandsmitglieder können ein Teil der Vergü­
tung aufgeschoben und somit die Bindung an die Gesellschaft erhöht wer­
den, indem der Vorstand an einer nachhaltigen Wertsteigerung des Unter­
nehmens partizipiert und erst nach Ablauf der Sperrfrist über die 
Vergütungsbestandteile verfügen kann. Die Mindestsperrfrist für solche 
Vergütungsinstrumente soll rund vier Jahre betragen. Da eine Veräuße­
rung solcher Aktien erst nach Ablauf der Sperrfrist erfolgen kann, nimmt 
das Vorstandsmitglied während der Sperrfrist nicht nur an positiven, son­
dern auch an negativen Entwicklungen des Börsenkurses teil. Es kann so­
mit zusätzlich zu dem Bonus­ auch ein Malus­Effekt für die Vorstandsmit­
glieder eintreten. 

Die Einzelheiten der Vergütung für die Vorstandsmitglieder werden 
vom Aufsichtsrat festgelegt. Hierzu gehören auch Regelungen über wei­
tere Bedingungen wie zum Beispiel Sperrfristen, Veräußerungssperren, 
die Erreichung bestimmter Ziele, die Verfallbarkeit beziehungsweise 

Zudem wird teilnahmeberechtigten Führungskräften und Mitarbeitern in 
Deutschland angeboten, Aktien zu gleichen Teilen mittels eines Eigeninvest­
ments und eines an den anwendbaren steuerlichen Privilegierungen orien­
tierten Unternehmenszuschusses zu erwerben. Auch der Erwerb bezie­
hungsweise das Halten der auf diese Weise vergünstigt erworbenen Aktien 
berechtigen unter denselben Bedingungen wie beim Share Matching Plan 
zum Erhalt von Matching­Aktien.

Teilnahmeberechtigten Führungskräften und Mitarbeitern der Siemens 
Aktiengesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen werden 
Siemens­Aktien derzeit auch ohne vorheriges Eigeninvestment mit einer 
Sperrfrist zugesagt und nach Ablauf der Sperrfrist übertragen (sogenannte 
Siemens Stock Awards). Die Sperrfristen sind grundsätzlich mehrjährig. 
Es kann jedoch auch eine jährliche ratierliche Übertragung von jeweils glei­
chen Teilen einer insgesamt zugesagten Anzahl an Aktien über eine mehr­
jährige Laufzeit vorgesehen werden. Stock Awards werden zudem teilweise 
an Erfolgsziele geknüpft. Abgestellt wurde bisher etwa auf die Entwicklung 
des Kurses der Siemens­Aktie im Verhältnis zu wesentlichen Wettbewer­
bern. Zukünftig sollen insoweit neben Wertsteigerungs­ auch Nachhaltig­
keitsziele berücksichtigt werden. 

Außerdem sollen teilnahmeberechtigten Mitarbeitern der Siemens Aktien­
gesellschaft und mit ihr verbundener Unternehmen zurückerworbene 
 eigene Aktien ohne Eigeninvestment übertragen werden können, um sie 
nach erfolgreichen Geschäftsjahren am Erfolg des Unternehmens zu betei­
ligen oder eine langjährige Betriebszugehörigkeit zu honorieren. 

Die Ausgabe von Aktien im Rahmen der genannten Aktienprogramme kann 
gegebenenfalls auch an Dritte (etwa Kreditinstitute oder nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwe­
sen tätige Unternehmen) erfolgen, die den Teilnehmern dieser Programme 
das wirtschaftliche Eigentum und /oder die wirtschaftlichen Früchte aus 
den Aktien überlassen. Die Nutzung der unter Tagesordnungspunkt 7 lit. c) 
Ziffer (2) vorgeschlagenen Ermächtigung soll nicht auf die vorstehend ge­
nannten Belegschaftsaktienprogramme und aktienbasierten Vergütungen 
beschränkt sein. Die von dieser Ermächtigung umfassten Aktien sollen 
auch für Fälle zur Verfügung stehen, in denen zugunsten von Mitarbeitern 
der Siemens Aktiengesellschaft oder mit ihr verbundener Unternehmen 
sowie von Organmitgliedern von mit der Siemens Aktiengesellschaft ver­
bundenen Unternehmen neue, gegebenenfalls auch auf einzelne Gesell­
schaften beschränkte Belegschaftsaktienprogramme und aktienbasierte 
Vergütungen eingeführt oder bestehende Belegschaftsaktienprogramme 
und aktienbasierte Vergütungen erweitert oder angepasst werden. 

Bei Ausnutzung dieser Ermächtigung sollten sowohl die Anzahl der ins­
gesamt ausgegebenen Aktien als auch die den Begünstigten gewährte 
Vergünstigung durch die verbilligten oder ohne Eigeninvestment gewähr­
ten Aktien in einem angemessenen Verhältnis zur Lage der Gesellschaft 
sowie zu den zu erwartenden Vorteilen für das Unternehmen stehen. Die 
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einer Siemens­ Aktie nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit der 
Veräußerung zurückerworbener eigener Aktien gegen Barzahlung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre dient dem Interesse der Gesell­
schaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei Veräußerung der 
eigenen Aktien. Durch den Ausschluss des Bezugsrechts wird eine Platzie­
rung nahe am Börsenkurs ermöglicht, sodass der bei Bezugsrechtsemissi­
onen übliche Abschlag entfällt. Im Vergleich zu einem zeitlich gestreckten 
Verkauf der Aktien über die Börse führt dieses Vorgehen zu einem umge­
henden Mittelzufluss und vermeidet für den vereinnahmten Gesamtkauf­
preis die Unsicherheiten der künftigen Börsenentwicklung. Die Gesellschaft 
wird in die Lage versetzt, sich im Rahmen der jeweiligen Börsenverfassung 
bietende Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der 
rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf die unter einem solchen er­
leichterten Bezugsrechtsausschluss veräußerten Aktien entfällt, darf insge­
samt 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt 
der Ausnutzung der Ermächtigung nicht überschreiten. Durch die Orientie­
rung des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem Gedanken des 
Verwässerungsschutzes Rechnung getragen, und das Vermögens­ und 
Stimmrechts interesse der Aktionäre wird angemessen gewahrt. Die Ver­
waltung wird sich bei Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises – 
unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, 
einen etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie möglich zu halten. 
Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote 
durch Kauf von Siemens­Aktien über die Börse zu vergleichbaren Bedingun­
gen aufrechtzuerhalten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktio­
näre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung stellt sicher, dass die Anzahl der nach Tagesordnungspunkt 
7 lit. c) Ziffer (4) unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss in entspre­
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz ausgegebenen 
eigenen Aktien zusammen mit anderen Aktien, die in direkter oder entspre­
chender Anwendung dieser Vorschrift während der Laufzeit der Erwerbs­
ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung ausgegeben oder ver­
äußert wurden, die Grenze von 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt, 
und zwar weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversamm­
lung noch zum Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Anzurechnen 
sind auch Aktien, die aufgrund einer während der Laufzeit der Erwerbs­
ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 
Abs. 3 Satz 4 Aktien gesetz begebenen Wandel­ beziehungsweise Options­
schuldverschreibung auszugeben oder zu veräußern sind. Konkrete Pläne 
für eine Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.

Außerdem soll die Gesellschaft eigene Aktien nach lit. c) Ziffer (5) der unter 
Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung auch zur Bedie­
nung beziehungsweise Absicherung von Erwerbspflichten oder Erwerbs­
rechten auf Siemens­Aktien verwenden können, insbesondere aus und 
im Zusammenhang mit Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen der 
 Gesellschaft oder ihrer Konzerngesellschaften. Der Vorstand wird bei der 

Unverfall barkeit von Aktienzusagen sowie Regelungen über die Behand­
lung von Aktienzusagen und veräußerungsgesperrten Aktien in Sonder­
fällen, wie etwa bei Pensionierung, Erwerbsunfähigkeit oder Tod sowie 
bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Unternehmen, für die zum Beispiel 
ein Barausgleich oder ein Entfallen einer Veräußerungssperre oder Sperr­
frist vorgesehen werden kann. Das umfassende, vom Aufsichtsrat mit 
Wirkung zum 1. Oktober 2019 beschlossene Vergütungssystem für die 
Vorstandsmitglieder wird unter Tagesordnungspunkt 6 ausführlich be­
schrieben und zur Billigung vorgelegt.

Die Entscheidung über die jeweils gewählte Gestaltung und Bedienungsart 
treffen der Aufsichtsrat zu den im Rahmen der Vorstandsvergütung einge­
setzten Aktien und der Vorstand zu den übrigen Aktien. Dabei werden sich 
diese Organe ausschließlich vom Interesse der Gesellschaft und der Aktio­
näre leiten lassen. 

Außerdem soll es dem Vorstand nach lit. c) Ziffer (3) der unter Tagesord­
nungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung mit Zustimmung des Auf­
sichtsrats möglich sein, eigene Aktien gegen Sachleistungen anzubieten 
und zu übertragen und sie somit als Gegenleistung im Rahmen von Unter­
nehmenszusammenschlüssen oder als Gegenleistung zum (auch mittel­
baren) Erwerb von  Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteili­
gungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf 
den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen ge­
gen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften einzusetzen. Die aus 
diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll die Siemens Aktien­
gesellschaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken 
und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb solcher Vermögensgegenstände un­
ter Einsatz eigener Aktien zu reagieren. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, 
ob und in welchem Umfang im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus 
einem genehmigten Kapital als Akquisitionswährung genutzt werden, trifft 
der Vorstand, wobei er sich ausschließlich vom Interesse der Aktionäre und 
der Gesellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen 
wird der Vorstand  sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre ange­
messen gewahrt werden. Dabei wird der Vorstand den Börsenkurs der 
Siemens­ Aktie berücksichtigen. Eine schematische Anknüpfung an einen 
Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere damit einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des Börsenkurses nicht 
wieder infrage gestellt werden können. Konkrete Pläne für eine Ausnut­
zung dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. 

Erworbene eigene Aktien sollen nach lit. c) Ziffer (4) der unter Tagesord­
nungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung mit Zustimmung des Auf­
sichtsrats auch gegen Barzahlung unter Ausschluss des Bezugsrechts ver­
äußert werden können, zum Beispiel an einen oder mehrere institutionelle 
Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. Voraussetzung 
einer solchen Veräußerung ist, dass der Veräußerungspreis den Börsenkurs 
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zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer 
ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehenden 
Grundkapitals. Sie eröffnet lediglich innerhalb der vorgesehenen zusätzli­
chen Höchstgrenze von maximal 5 % des Grundkapitals weitere Erwerbs­
modalitäten.

Die Derivatgeschäfte sind mit einem unabhängigen Kreditinstitut oder 
nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 
das Kreditwesen tätigen Unternehmen oder einem Konsortium solcher 
Kreditinstitute oder Unternehmen abzuschließen. Die Laufzeit der Derivate 
muss so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien gemäß den Derivat­
bedingungen nicht nach dem 4. Februar 2025 erfolgt. Dadurch wird sicher­
gestellt, dass die Gesellschaft nach Auslaufen der bis zum 4. Februar 2025 
gültigen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien keine eigenen Aktien 
mehr aufgrund dieser Ermächtigung erwirbt. Zusätzlich wird die Laufzeit 
der einzelnen Derivate auf maximal 18 Monate beschränkt.

Bei der Veräußerung von Put­Optionen wird dem Erwerber das Recht ge­
währt, Siemens­Aktien zu einem in der Put­Option festgelegten Preis, dem 
Ausübungspreis, an die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung er­
hält die Gesellschaft eine Optionsprämie, die unter Berücksichtigung unter 
anderem des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität 
der Siemens­Aktie dem Wert des Veräußerungsrechts entspricht. Wird die 
Put­Option ausgeübt, vermindert die Optionsprämie, die der Erwerber der 
Put­Option gezahlt hat, den von der Gesellschaft für den Erwerb der Aktie 
insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der Put­Option ist für den 
Optionsinhaber in der Regel dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs 
der Siemens­Aktie zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Ausübungspreis 
liegt, weil er dann die Aktie zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen 
kann. Aus Sicht der Gesellschaft kann der Aktienrückkauf unter Einsatz von 
Put­Optionen etwa den Vorteil bieten, dass der Ausübungspreis bereits bei 
Abschluss des Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liquidität 
erst am Ausübungstag abfließt. Übt der Optionsinhaber die Option nicht 
aus, weil der Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, 
kann die Gesellschaft auf diese Weise zwar keine eigenen Aktien erwerben, 
ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte Optionsprämie. 

Beim Erwerb einer Call­Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer 
Optionsprämie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an Siemens­ 
Aktien zu einem vorher festgelegten Preis, dem Ausübungspreis, vom Ver­
äußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Mit der Ermächtigung wird 
die Gesellschaft in die Lage versetzt, solche Optionen abzuschließen und 
auszuüben. Die Ausübung der Call­Option ist für die Gesellschaft dann 
wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Siemens­Aktie über dem 
 Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Aus­
übungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Zusätzlich wird die Liquidität der 
Gesellschaft erst dann mit dem vereinbarten Ausübungspreis belastet, 
wenn bei Ausübung der Call­Option der festgelegte Preis für die Aktien 
gezahlt werden muss. 

Entscheidung, ob bei Bedienung solcher Erwerbspflichten oder Erwerbs­
rechte eigene Aktien oder neue Aktien ausgegeben werden, die Interessen 
der Aktionäre angemessen berücksichtigen. Dasselbe gilt für die Frage 
der – gegebenenfalls auch ausschließlichen – Bedienbarkeit von Wan­
del­ / Optionsschuldverschreibungen mit eigenen Aktien. In allen solchen 
Fällen muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen sein. Dies gilt 
auch für die Gewährung einer marktüblichen Form des Verwässerungs­
schutzes, soweit den Inhabern beziehungsweise Gläubigern von Wand­
lungs­ / Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft beziehungsweise ent­
sprechender Wandlungs­ / Optionspflichten bei Bezugsrechtsemissionen 
der Gesellschaft Bezugsrechte auf Aktien in dem Umfang gewährt werden, 
wie sie ihnen nach bereits erfolgter Ausübung dieser Rechte beziehungs­
weise Erfüllung dieser Pflichten zustünden. 

Weiter soll nach lit. f) der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen 
Ermächtigung im Fall einer Veräußerung eigener Aktien durch öffentliches 
Angebot an alle Aktionäre das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausgeschlos­
sen werden können, um die Abwicklung zu erleichtern.

Schließlich sollen eigene Aktien nach lit. c) Ziffer (1) der unter Tagesord­
nungspunkt 7 vorgeschlagenen Ermächtigung ohne erneuten Beschluss 
der Haupt versammlung eingezogen werden können. Die Einziehung kann 
auch ohne Kapitalherabsetzung erfolgen, sodass sich der anteilige Betrag 
der übrigen Stückaktien am Grundkapital erhöht. Für diesen Fall wird der 
 Vorstand zur Anpassung der Angabe der Anzahl der Stückaktien in der 
Satzung ermächtigt.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Ausnutzung der Ermäch­
tigung berichten. 

Bericht des Vorstands zu Punkt 8 der Tagesordnung

Im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Aktien­
gesetz soll der Gesellschaft zusätzlich zu den in Tagesordnungspunkt 7 
vorgesehenen Möglichkeiten zum Erwerb eigener Aktien auch der Einsatz 
bestimmter Derivate ermöglicht werden. Diese Ermächtigung eröffnet der 
Gesellschaft mehr Flexibilität bei der Gestaltung von Rückkaufstrategien 
und ­programmen. Der Einsatz von Put­Optionen, Call­Optionen und Ter­
minkäufen oder einer Kombination aus diesen Instrumenten (nachfolgend 
»Derivate«) kann – auch im Zusammenspiel mit nicht unter diese Ermäch­
tigung fallenden, anderweitig zulässigen Transaktionen – im Vergleich zum 
direkten Erwerb vorteilhaft sein oder beispielsweise zur finanzwirtschaft­
lichen Optimierung einer Erwerbsstrategie Vorteile bieten und einen Rück­
kauf eigener Aktien verbessern. Die Ermächtigung soll von der Gesell­
schaft, Konzerngesellschaften und über Dritte genutzt werden können, die 
für Rechnung der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft handeln. 
Die unter Tagesordnungspunkt 8 vorgeschlagene Ermächtigung führt nicht 
zu einer Ausweitung der in Tagesordnungspunkt 7 vorgesehenen Höchst­
grenze für den Erwerb eigener Aktien von bis zu insgesamt 10 % des 
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nen Vorteile wären nicht erreichbar. Der Vorstand hält die Nichtgewährung 
beziehungsweise Einschränkung des Andienungsrechts nach sorgfältiger 
Abwägung der Interessen der Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft 
aufgrund der Vorteile, die sich aus dem Einsatz von Derivaten für die Ge­
sellschaft ergeben können, für gerechtfertigt. 

Der Vorstand wird die Hauptversammlung über die Ausnutzung der Er­
mächtigung unterrichten. 

Bericht des Vorstands zu Punkt 9 der Tagesordnung

Eine angemessene Kapitalausstattung und Finanzierung ist eine wesent­
liche Grundlage für die Entwicklung des Unternehmens. Durch die Bege­
bung von Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen kann die Gesellschaft je 
nach Marktlage und ihren Finanzierungsbedürfnissen attraktive Finanzie­
rungsmöglichkeiten nutzen, etwa um dem Unternehmen zinsgünstig 
Fremdkapital zukommen zu lassen oder die Kapitalstruktur zu optimieren. 
Ferner können durch die Ausgabe von Wandel­ / Optionsschuldverschrei­
bungen, gegebenenfalls in Ergänzung zum Einsatz anderer Instrumente 
wie einer Kapitalerhöhung, neue Investorenkreise erschlossen werden, 
einschließlich sogenannter Ankerinvestoren.

Die von der Hauptversammlung am 27. Januar 2015 unter Tagesordnungs­
punkt 10 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel­ / Options­
schuldverschreibungen läuft am 26. Januar 2020 aus. Der Vorstand soll 
daher erneut, auch gegen Sachleistungen, zur Ausgabe von Wandel­ / Op­
tionsschuldverschreibungen ermächtigt, das Bedingte Kapital 2015 und das 
Bedingte Kapital 2010 sollen aufgehoben und ein neues Bedingtes Kapital 
2020 beschlossen werden. Zusammen mit der fortbestehenden, von der 
Hauptversammlung am 30. Januar 2019 unter Tagesordnungspunkt 7 be­
schlossenen Ermächtigung zur Begebung von Wandel­ / Optionsschuldver­
schreibungen würde die Gesellschaft damit insgesamt wieder über ein 
ausreichend großes Ermächtigungsvolumen verfügen.

Die unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, 
dass Schuldverschreibungen über bis zu 15.000.000.000 € mit Wand­
lungs­ / Optionsrechten beziehungsweise ­pflichten auf Aktien der Siemens 
Aktiengesellschaft ausgegeben werden können. Dafür sollen bis zu 
60.000.000 Stück neue Aktien der Siemens Aktiengesellschaft mit einem 
anteiligen Betrag am Grundkapital von bis zu 180.000.000 € aus dem neu 
zu schaffenden Bedingten Kapital 2020 zur Verfügung stehen. Bei vollstän­
diger Ausnutzung dieser Ermächtigung könnten Schuldverschreibungen 
begeben werden, die im Zeitpunkt ihrer jeweiligen Begründung Bezugs­ 
beziehungsweise Umtauschrechte auf bis zu rund 7,06 % des derzeitigen 
Grundkapitals einräumen würden. Die Ermächtigung ist bis zum 4. Februar 
2025 befristet. 

Die Gesellschaft soll, gegebenenfalls auch über ihre Konzerngesellschaften, 
die Schuldverschreibungen in Euro oder anderen gesetzlichen Währungen 

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung 
mit dem Terminverkäufer zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden 
Termin zu dem bei Abschluss des Terminkaufs festgelegten Erwerbspreis. 
Der Abschluss von Terminkäufen kann für die Gesellschaft sinnvoll sein, 
wenn sie einen Bedarf an eigenen Aktien zum Termin zu einem bestimm­
ten Preisniveau sichern will.

Die in der Ermächtigung enthaltenen Vorgaben für die Ausgestaltung die­
ser Derivate sollen sicherstellen, dass auch beim Einsatz solcher Derivat­
geschäfte der Gleichbehandlungsgrundsatz gewahrt werden kann und 
Aktio näre nicht wirtschaftlich benachteiligt werden. 

Der von der Gesellschaft für Derivate gezahlte Erwerbspreis darf nicht we­
sentlich über und der von der Gesellschaft vereinnahmte Veräuße­
rungspreis für Derivate darf nicht wesentlich unter dem nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 
jeweiligen Derivate liegen, bei dessen Ermittlung unter anderem der ver­
einbarte Ausübungspreis zu berücksichtigen ist. 

Durch die beschriebene Festlegung von Optionsprämie und Ausübungs­ 
beziehungsweise Erwerbspreis sowie durch die in die Derivatbedingungen 
aufzunehmende Verpflichtung, Optionen und Terminkäufe nur mit Aktien 
zu bedienen, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes, etwa 
über die Börse, erworben wurden, wird ausgeschlossen, dass Aktionäre 
durch einen solchen Erwerb eigener Aktien wirtschaftlich benachteiligt 
werden. Da die Gesellschaft einen fairen Marktpreis vereinnahmt bezie­
hungsweise zahlt, erleiden die an den Derivatgeschäften nicht beteiligten 
Aktionäre keinen wesentlichen wertmäßigen Nachteil. Das entspricht inso­
weit der Stellung der Aktionäre beim Aktienrückkauf über die Börse, bei 
dem ebenfalls nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft 
verkaufen können. Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der Deriva­
te als auch die Vorgaben für die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen 
sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform dem Grundsatz der Gleichbehand­
lung der Aktionäre umfassend Rechnung getragen wird. Insofern ist es, 
auch unter dem § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz zugrunde liegenden 
Rechtsgedanken, gerechtfertigt, dass den Aktionären kein Recht zustehen 
soll, solche Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen. Ein Recht 
der Aktionäre auf Abschluss von Derivatgeschäften besteht auch nicht, so­
weit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten ein bevor­
rechtigtes Angebot für den Abschluss von Derivatgeschäften, bezogen auf 
geringe Stückzahlen an Aktien, vorgesehen wird. Ohne den Ausschluss 
eines etwaigen Bezugs­ und Andienungsrechts wäre es wirtschaftlich sinn­
voll im Übrigen kaum möglich, Derivatgeschäfte kurzfristig oder mit für 
solche Derivate geeigneten Gegenparteien abzuschließen. 

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll Aktionären ein 
Recht auf Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus 
den Derivaten ihnen gegenüber zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. 
Anderenfalls wäre der Einsatz von Derivaten im Rahmen des Rückerwerbs 
eigener Aktien nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft verbunde­
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Verwässerungsschutz beziehungsweise Anpassungen können insbesonde­
re durch Einräumung von Bezugsrechten, durch Veränderung des Wand­
lungs­ / Optionspreises sowie durch die Veränderung oder Einräumung von 
Barkomponenten vorgesehen werden. 

Grundsätzlich besteht ein Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschrei­
bungen dieser Art. Um die Abwicklung zu erleichtern, soll auch von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, die Schuldverschreibun­
gen an Kreditinstitute oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätige Unternehmen mit der 
Verpflichtung zu begeben, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Der Vorstand soll aber in den in der Ermächtigung genannten Fällen auch 
ermächtigt sein, das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszu­
schließen. 

Für den Bezugsrechtsausschluss bei Begebung von Wandel­ / Optionsschuld­
verschreibungen gilt nach § 221 Abs. 4 Satz 2 Aktiengesetz die Bestimmung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktiengesetz sinngemäß. Die dort geregelte Grenze 
für Bezugsrechtsausschlüsse von bis zu 10 % des jeweiligen Grundkapitals 
wird aufgrund der ausdrücklichen Beschränkung der Ermächtigung nicht 
überschritten. Der rechnerische Anteil am Grundkapital, der auf Aktien ent­
fällt, die aufgrund von unter dieser Ermächtigung begebenen Schuldver­
schreibungen auszugeben oder zu gewähren sind, darf 10 % des Grundka­
pitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls 
dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächti­
gung nicht überschreiten. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, 
die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus­
nutzung in direkter oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
4 Aktiengesetz ausgegeben oder veräußert werden. Ferner sind Aktien 
anzurechnen, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser Ermächti­
gung auf der Grundlage der Ausnutzung einer anderen Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend dieser Vorschrift begebenen 
Wandel­ beziehungsweise Optionsschuldverschreibung ausgegeben oder 
gewährt wurden oder auszugeben oder zu gewähren sind.

Die Platzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ermög­
licht es der Gesellschaft, kurzfristig günstige Kapitalmarktsituationen aus­
zunutzen und so einen gegebenenfalls deutlich höheren Mittelzufluss als 
im Fall der Begebung unter Wahrung des Bezugsrechts zu erzielen. Zudem 
können die erzielbaren Konditionen (insbesondere der Wandlungs­ / Options­
preis je Aktie und die Höhe der vereinnahmten beziehungsweise zu veraus­
gabenden Optionsprämie sowie bei Fremdwährungen der Wechselkurs) 
auf eine sehr kurze Frist weit zuverlässiger eingeschätzt und attraktive 
Konditionen damit auch zuverlässiger erreicht werden. Bei Einräumung 
eines Bezugsrechts wäre die erfolgreiche Platzierung wegen der Ungewiss­
heit über die Ausnutzung der Bezugsrechte gefährdet beziehungsweise mit 
zusätzlichem Aufwand sowie deutlich längeren Vorlaufzeiten verbunden, 

von OECD­Ländern begeben können. Die Schuldverschreibungen sollen 
auch die Möglichkeit einer Verpflichtung zur Ausübung des Wand­
lungs­ / Optionsrechts beziehungsweise Umtauschrechte der Emittentin 
oder der Siemens Aktiengesellschaft, insbesondere Rechte zur Ersetzung 
der darunter ursprünglich geschuldeten Leistungen durch Siemens­Aktien 
(auch als Andienungsrecht, Ersetzungsbefugnis beziehungsweise Tilgungs­
wahlrecht), vorsehen können. Darüber hinaus soll – neben einer Bedie­
nung aus bedingtem oder genehmigtem Kapital – auch die Lieferung eige­
ner Aktien, die Zahlung eines Wertausgleichs in Geld oder die Lieferung 
anderer handelbarer Wertpapiere vorgesehen werden können.

Neben Wandel­ / Optionsanleihen, die ausschließlich Bezugsrechte für die 
Gläubiger beziehungsweise Inhaber vorsehen, sollen damit auch soge­
nannte Pflichtwandelanleihen möglich sein. Darüber hinaus sollen auch 
Anleihen ermöglicht werden, bei denen die Emittentin oder die Siemens 
Aktiengesellschaft nach Begebung der Anleihe durch Erklärung gegenüber 
den Anleihegläubigern ein Umtauschrecht ausüben kann, infolgedessen 
ganz oder teilweise statt der ursprünglich in der Anleihe verbrieften Leis­
tung Siemens­Aktien zu liefern sind. Mit der letztgenannten Möglichkeit 
kann auf Veränderungen der Rahmenbedingungen zwischen Begebung 
und dem Laufzeitende solcher Anleihen flexibel und liquiditätsschonend 
reagiert werden. 

Der Wandlungs­ / Optionspreis darf jeweils einen Mindestausgabebetrag je 
Aktie nicht unterschreiten, dessen Berechnungsgrundlagen genau angege­
ben sind. Anknüpfungspunkt für die Berechnung ist jeweils der Börsenkurs 
der Siemens­Aktie im zeitlichen Zusammenhang mit der Platzierung der 
Schuldverschreibungen beziehungsweise im Fall einer Wandlungs­ / Opti­
onspflicht oder eines Umtauschrechts gegebenenfalls alternativ der Bör­
senkurs der Siemens­Aktie im zeitlichen Zusammenhang mit der Ermitt­
lung des Wandlungs­ / Optionspreises nach näherer Maßgabe der 
Schuldverschreibungsbedingungen. Der Wandlungs­ / Optionspreis kann 
unbeschadet von § 9 Abs. 1 und § 199 Abs. 2 Aktiengesetz aufgrund einer 
Verwässerungsschutz­ beziehungsweise Anpassungsklausel nach näherer 
Bestimmung der der jeweiligen Schuldverschreibung zugrunde liegenden 
Bedingungen angepasst werden, wenn es während der Laufzeit der 
Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine zum Beispiel 
zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, etwa einer Kapital­
erhöhung beziehungsweise Kapitalherabsetzung oder einem Aktiensplit. 
Weiter können Verwässerungsschutz beziehungsweise Anpassungen vor­
gesehen werden im Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Bege­
bung weiterer Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungs­
maßnahmen sowie im Fall anderer Ereignisse mit Auswirkungen auf den 
Wert der Options­ beziehungsweise Wandlungsrechte, die während der 
Laufzeit der Schuldverschreibungen beziehungsweise der Optionsscheine 
eintreten (wie zum Beispiel einer Kontrollerlangung durch einen Dritten). 
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den Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen gegen 
Begebung von Schuldverschreibungen im Interesse der Gesellschaft und 
ihrer Aktionäre ausnutzen. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig 
prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Begebung der Schuldverschreibun­
gen unter Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen soll, wenn sich Mög­
lichkeiten zum Erwerb von Vermögensgegenständen, insbesondere Unter­
nehmen oder Unternehmensbeteiligungen, konkretisieren. Er wird das 
Bezugsrecht der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn dies im wohlver­
standenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt. 

Die übrigen vorgeschlagenen Fälle des Bezugsrechtsausschlusses dienen 
lediglich dazu, die Begebung von Schuldverschreibungen zu vereinfachen. 
Der Ausschluss bei Spitzenbeträgen ist sinnvoll und marktkonform, um ein 
praktisch handhabbares Bezugsverhältnis herstellen zu können. Zudem ist 
der mögliche Verwässerungseffekt aufgrund der Beschränkung auf Spit­
zenbeträge in der Regel sehr gering. Der marktübliche Ausschluss des 
 Bezugsrechts zugunsten der Inhaber beziehungsweise Gläubiger bereits 
ausgegebener Schuldverschreibungen kann vorteilhaft sein, wenn der 
Wandlungs­ / Optionspreis für die bereits ausgegebenen und regelmäßig 
mit einem Verwässerungsschutzmechanismus ausgestatteten Schuldver­
schreibungen nicht ermäßigt zu werden braucht. Die vorgeschlagenen 
Ausschlüsse des Bezugsrechts liegen damit im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre.

Das Bedingte Kapital 2020 wird benötigt, um mit entsprechend ausgestal­
teten Schuldverschreibungen verbundene Wandlungs­ / Optionsrechte be­
ziehungsweise Wandlungs­ / Optionspflichten oder Andienungsrechte in 
Bezug auf Siemens­Aktien erfüllen zu können, soweit nicht andere Erfül­
lungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

Konkrete Pläne für eine Ausnutzung der Ermächtigung zur Begebung von 
Wandel­ / Optionsschuldverschreibungen bestehen derzeit nicht. Der Vor­
stand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermäch­
tigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Ausnutzung der 
 Ermächtigung berichten.

während derer sich die Marktbedingungen ändern können. Für die Gesell­
schaft günstige, möglichst marktnahe Konditionen können nur festgesetzt 
werden, wenn die Gesellschaft an diese nicht für einen zu langen Ange­
botszeitraum gebunden ist. Sonst wäre, um die Attraktivität der Konditio­
nen und damit die Erfolgschancen der jeweiligen Emission für den ganzen 
Angebotszeitraum sicherzustellen, ein nicht unerheblicher Sicherheitsab­
schlag erforderlich. Bei der Aufnahme von Fremdwährungen lassen sich bei 
Ausschluss des Bezugsrechts und einem entsprechend verkürzten Ange­
botszeitraum überdies Einflüsse von Wechselkursschwankungen auf die 
Emission geringer halten. Schließlich kann es sich insbesondere bei Schuld­
verschreibungen in Fremdwährungen oder mit mehr als einem eingebet­
teten Derivat um Instrumente handeln, die nur für spezialisierte Anleger­
gruppen geeignet oder interessant sind. 

Die Interessen der Aktionäre werden dadurch gewahrt, dass die Schuldver­
schreibungen im Fall von bereits bei Begebung der Schuldverschreibungen 
begründeten Bezugsrechten beziehungsweise Bezugspflichten nicht we­
sentlich unter dem theoretischen Marktwert ausgegeben werden. Dabei ist 
der theoretische Marktwert anhand von anerkannten finanzmathemati­
schen Methoden zu ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner Preisfestset­
zung unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt den 
Abschlag von diesem Marktwert so gering wie möglich halten. Damit wird 
der rechnerische Wert eines Bezugsrechts auf die Schuldverschreibungen 
auf beinahe null sinken, sodass den Aktionären durch den Bezugsrechts­
ausschluss kein nennenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. 
Sie können bei Befürchtung eines nachteiligen Verwässerungseffekts über­
dies ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft mittels eines Erwerbs 
der erforderlichen Aktien über die Börse zeitnah zur Festsetzung der Aus­
gabekonditionen der Schuldverschreibungen aufrechterhalten.

Ferner kann das Bezugsrecht der Aktionäre auch ausgeschlossen werden, 
wenn die Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen begeben werden. 
Dies soll den Vorstand unter anderem in die Lage versetzen, die Schuld­
verschreibungen auch als Akquisitionswährung einsetzen zu können, um in 
geeigneten Einzelfällen im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unter­
nehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen 
oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließ­
lich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaf­
ten solche Sachleistungen gegen Übertragung von solchen Finanzierungs­
instrumenten erwerben zu können. Unternehmenserweiterungen, die 
durch einen Unternehmens­ oder Beteiligungserwerb erfolgen, erfordern in 
der Regel schnelle Entscheidungen. Durch die vorgesehene Ermächtigung 
kann der Vorstand auf dem nationalen oder internationalen Markt rasch und 
flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende Gelegen­
heiten reagieren und Möglichkeiten zur Unternehmenserweiterung durch 
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital 
der Gesellschaft in 850.000.000 Stück Aktien ohne Nennbetrag eingeteilt, 
von denen jede eine Stimme gewährt. Die Gesamtzahl der Stimmrechte 
beläuft sich somit auf 850.000.000. Von den 850.000.000 Stück Aktien 
entfallen zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses durch den 
Vorstand 35.722.579 Stück auf eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft 
keine Rechte zustehen.

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Haupt-
versammlung und die Ausübung des Stimmrechts

ANMELDUNG
Zur stimmberechtigten Teilnahme an der Hauptversammlung sind diejeni-
gen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister als Aktionäre der Gesell-
schaft eingetragen und rechtzeitig angemeldet sind. Die Anmeldung muss 
spätestens bis Mittwoch, 29. Januar 2020, 24.00 Uhr, bei der Gesellschaft 
eingegangen sein. 

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich in Textform 
in deutscher oder englischer Sprache bei der Siemens Aktiengesellschaft 
unter der Anschrift 

Siemens Hauptversammlung  
c /o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH  
20636 Hamburg  
Telefaxnummer: + 49 (0) 89 / 2070 - 37951  
E-Mail-Adresse: hv-service.siemens@adeus.de

oder unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice zur Haupt-
versammlung elektronisch unter der Internetadresse

 WWW.SIEMENS.COM/HV-SERVICE

anmelden. Den Online-Zugang erhalten Sie durch Eingabe Ihrer Aktionärs-
nummer und Ihrer zugehörigen individuellen Zugangsnummer, die Sie den 
Ihnen übersandten Unterlagen entnehmen können. Aktionäre, die sich mit 
einem selbst vergebenen Zugangspasswort für den elektronischen Versand 
der Einladung zur Hauptversammlung registriert haben, verwenden anstel-
le der individuellen Zugangsnummer dieses Zugangspasswort. Weitere 
Hinweise zum Anmeldeverfahren finden sich auf dem zusammen mit dem 
Einladungsschreiben übersandten Anmeldeformular, das auch für die Voll-
machtserteilung und Briefwahl genutzt werden kann, sowie auf der ge-
nannten Internetseite. Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung steht Ihnen 
unser Internetservice für Änderungen Ihrer Eintrittskartenbestellung, Brief-
wahl oder Vollmachts- und Weisungserteilung bis zum Ende der General-
debatte am Tag der Hauptversammlung zur Verfügung. Bei Anmeldungen 
durch Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen sowie Personen, Institute 
und Unternehmen, die diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in 

Selbstverpflichtung des Vorstands mit Blick auf etwaige 
Erhöhungen des Grundkapitals aus genehmigtem und 
bedingtem Kapital

Unter den Tagesordnungspunkten 7, 8 und 9 werden der Hauptversamm-
lung neue Ermächtigungen zu Erwerb und Verwendung eigener Aktien 
sowie zur Begebung von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen ein-
schließlich eines korrespondierenden Bedingten Kapitals 2020 vorgeschla-
gen. In diesen Beschlussvorschlägen ist eine Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre vorgesehen. Für den praktisch bedeut-
samsten Fall des gesetzlich vorgesehenen, sogenannten erleichterten 
 Bezugsrechtsausschlusses gegen Bareinlagen (§ 186 Abs. 3 Satz 4 Aktien-
gesetz) sind dort jeweils Anrechnungsregelungen enthalten, die sicher-
stellen, dass eine Maximalgrenze von insgesamt 10 % des Grundkapitals 
eingehalten wird, auch wenn unter verschiedenen Ermächtigungen in di-
rekter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 Aktien-
gesetz von der Möglichkeit des vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses 
Gebrauch gemacht wird. 

Ergänzend erklärt der Vorstand folgende Selbstverpflichtung, die die 
Selbstverpflichtung des Vorstands zu Punkt 6 und 7 der Tagesordnung der 
Hauptversammlung am 30. Januar 2019 ersetzt: Wir werden das Grund-
kapital der Gesellschaft aus dem vorgeschlagenen Bedingten Kapital 2020 
sowie dem bestehenden Genehmigten Kapital 2019 und dem bestehenden 
Bedingten Kapital 2019 um insgesamt nicht mehr als 10 % des derzeitigen 
Grundkapitals erhöhen, soweit Kapitalerhöhungen unter Ausschluss des 
Bezugsrechts aus dem Genehmigten Kapital 2019 gegen Bar- oder Sachein-
lage oder zur Bedienung von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen er-
folgen, die unter der in Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen Ermächti-
gung oder der von der Hauptversammlung am 30. Januar 2019 unter 
Tagesordnungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts begeben werden. Diese Selbstverpflichtung tritt mit Wirk-
samwerden der in Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen Ermächtigung 
zur Begebung von Wandel- / Optionsschuldverschreibungen und des korre-
spondierenden Bedingten Kapitals 2020 in Kraft. Sie endet spätestens mit 
Ablauf des 4. Februar 2025. Sie endet vorzeitig, wenn eine künftige Haupt-
versammlung eine neue Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
beschließt und der Vorstand im Zusammenhang mit dem Beschlussvor-
schlag an die Hauptversammlung eine neue Regelung vorlegt, welche die-
se Selbstverpflichtung ersetzt. 

http://www.siemens.com/hv-service
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Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellt sind, können zum 
Verfahren für ihre eigene Bevollmächtigung abweichende Regelungen vor­
sehen. 

Als Service bieten wir Ihnen auch dieses Jahr wieder an, sich nach Maßga­
be Ihrer Weisungen durch Mitarbeiter der Gesellschaft bei der Ausübung 
des Stimmrechts in der Hauptversammlung vertreten zu lassen. Auch für 
diese Bevollmächtigung können Sie den oben genannten Internetservice 
sowie das Ihnen übersandte Anmeldeformular nutzen. Wir bitten zu beach­
ten, dass diese Stimmrechtsvertreter nur das Stimmrecht zu denjenigen 
Punkten der Tagesordnung ausüben können, zu denen Sie Weisungen er­
teilen. Aufträge zu Wortmeldungen oder Fragen, zum Stellen von Anträgen 
oder zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbe­
schlüsse nehmen die Stimmrechtsvertreter nicht entgegen. 

Weitere Hinweise finden sich auf dem zusammen mit dem Einladungs­
schreiben übersandten Anmeldeformular sowie auf der oben genannten 
Internetseite.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihre Stimme, 
auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, durch Briefwahl ab­
geben. Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl sind nur 
diejenigen eingetragenen Aktionäre berechtigt, die rechtzeitig angemeldet 
sind (siehe oben im Abschnitt »Anmeldung«). Bevollmächtigte Kreditinsti­
tute, Aktionärsvereinigungen sowie Personen, Institute und Unternehmen, 
die diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 
Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellt sind, können sich ebenfalls der Briefwahl 
bedienen.

Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl erfolgt schriftlich oder im Wege 
elektronischer Kommunikation. Bitte verwenden Sie möglichst das Ihnen 
zusammen mit dem Einladungsschreiben übersandte Anmeldeformular, 
das Sie an die oben genannte Anschrift zurücksenden, oder nutzen Sie den 
oben genannten Internetservice. 

Weitere Hinweise finden sich auf dem zusammen mit dem Einladungs­
schreiben übersandten Anmeldeformular sowie auf der oben genannten 
Internetseite.

Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellt sind, gelten Beson­
derheiten in Bezug auf die Nutzung unseres Internetservice. Einzelheiten 
entnehmen Sie bitte der genannten Internetseite.

Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen sowie Personen, Institute und Un­
ternehmen, die diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in Verbindung 
mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz gleichgestellt sind, können das Stimmrecht 
für Aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktien­
register eingetragen sind, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs 
ausüben.

Inhaber von American Depositary Receipts (ADR) können weitere Informa­
tionen über Deutsche Bank Trust Company Americas, c /o AST & Trust Co, 
6201 15th Avenue, Brooklyn, NY 11219, USA (Telefonnummer: + 1 800 821 
8780, E­Mail­Adresse: dbemails@astfinancial.com), erhalten.

FREIE VERFÜGBARKEIT DER AKTIEN
Aktionäre sind auch nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung wei­
terhin berechtigt, über ihre Aktien zu verfügen. Maßgeblich für das Teilnah­
me­ und Stimmrecht ist der im Aktienregister eingetragene Bestand am Tag 
der Hauptversammlung. Aufträge zur Umschreibung des Aktienregisters, 
die der Gesellschaft nach dem Ende des Anmeldeschlusstages in der Zeit 
vom 30. Januar 2020 bis einschließlich 5. Februar 2020 zugehen, werden 
erst mit Wirkung nach der Hauptversammlung am 5. Februar 2020 verar­
beitet und berücksichtigt. Technisch maßgeblicher Bestandsstichtag (soge­
nannter Technical Record Date) ist daher der Ablauf des 29. Januar 2020. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können sich in der 
Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten – zum Beispiel ein 
Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder einen sonstigen Dritten – 
vertreten und ihr Stimmrecht durch den Bevollmächtigten ausüben lassen. 
Auch in diesem Fall ist für eine rechtzeitige Anmeldung des Aktionärs Sor­
ge zu tragen (siehe oben im Abschnitt »Anmeldung«). Bevollmächtigt der 
Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere 
von diesen zurückweisen. 

Eine Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge­
genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform oder sind über den oben 
genannten Internetservice zu erteilen, wenn weder ein Kreditinstitut noch 
eine Aktionärsvereinigung oder Personen, Institute oder Unternehmen, die 
diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 
Aktiengesetz gleichgestellt sind, bevollmächtigt werden. Bitte verwenden 
Sie möglichst das Ihnen zusammen mit dem Einladungsschreiben über­
sandte Anmeldeformular, das Sie an die oben genannte Anschrift zurück­
senden. Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen sowie Personen, Institute 
und Unternehmen, die diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in 
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Anfragen, Anträge, Wahlvorschläge, Auskunftsverlangen 
(Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2,  
§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1, § 293 g Abs. 3 Aktiengesetz)

TAGESORDNUNGSERGÄNZUNGSVERLANGEN GEMÄSS  
§ 122 ABS. 2 AKTIENGESETZ
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grund­
kapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 € erreichen (Letzteres 
 entspricht 166.667 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Zudem hat der 
Bundes tag am 14. November 2019 im Rahmen des Gesetzes zur Umsetzung 
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) eine neue, in § 87 Abs. 4 
Aktiengesetz aufzunehmende gesetzliche Regelung beschlossen, wonach 
die Hauptversammlung auf Antrag nach § 122 Abs. 2 Satz 1 Aktiengesetz die 
nach § 87 a Abs. 1 Satz 2 Nummer 1 Aktiengesetz in der Neufassung durch 
das ARUG II festgelegte Maximalvergütung herabsetzen kann. Sollten diese 
gesetzlichen Neuregelungen zur Hauptversammlung am 5. Februar 2020 
in Kraft treten, steht den Aktionären diese neue rechtliche Möglichkeit ab 
deren Inkrafttreten ebenfalls offen.

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen 
vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass 
sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten, 
wobei § 70 Aktiengesetz bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwen­
dung findet. Der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen. 
Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder einem Feier­
tag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 
kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sind nicht entsprechend anzuwenden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvor­
lage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Siemens 
Aktiengesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft spätestens bis zum 
5. Januar 2020 bis 24.00 Uhr zugehen. Bitte richten Sie entsprechende Ver­
langen an folgende Adresse:

Vorstand der Siemens Aktiengesellschaft  
Werner­von­Siemens­Str. 1  
80333 München. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit 
dies nicht bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie 
 werden außerdem unter der Internetadresse  WWW.SIEMENS.COM/

HAUPTVERSAMMLUNG bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

Hinweise zur Nutzung des Internetservice bei Stimm-
abgabe durch Bevollmächtigte oder durch Briefwahl

Nach erfolgter rechtzeitiger Anmeldung steht Ihnen unser Internetservice 
für Änderungen Ihrer Vollmachts­ und Weisungserteilung sowie Ihrer Brief­
wahl bis zum Ende der Generaldebatte am Tag der Hauptversammlung zur 
Verfügung. Bei Anmeldungen durch Kreditinstitute, Aktionärsvereinigun­
gen sowie Personen, Institute und Unternehmen, die diesen gemäß § 135 
Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 Abs. 5 Aktiengesetz 
gleichgestellt sind, gelten Besonderheiten in Bezug auf die Nutzung unse­
res Internetservice. Einzelheiten entnehmen Sie bitte der oben genannten 
Internetseite. 

Bitte beachten Sie, dass Sie bei Nutzung des Internetservice zur Hauptver­
sammlung keine Weisungen erteilen und keine Briefwahlstimmen abgeben 
können zu etwaigen Abstimmungen über eventuelle Verfahrensanträge, 
Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anträge, soweit diese nicht 
im Vorfeld der Hauptversammlung nach den gesetzlichen Bestimmungen 
zugänglich beziehungsweise bekannt gemacht worden sind oder erst in 
der Hauptversammlung vorgebracht werden. Ebenso können über den In­
ternetservice zur Hauptversammlung keine Wortmeldungen oder Fragen, 
keine Anträge und keine Widersprüche gegen Hauptversammlungsbe­
schlüsse entgegengenommen werden. 

Weitere Hinweise finden sich auf dem zusammen mit dem Einladungs­
schreiben übersandten Anmeldeformular sowie auf der oben genannten 
Internetseite.

http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
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AUSKUNFTSRECHT GEMÄSS § 131 ABS. 1,  
§ 293 G ABS. 3  AKTIENGESETZ
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom 
Vorstand Auskunft verlangen über Angelegenheiten der Gesellschaft, die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbunde­
nen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns und der in den Kon­
zernabschluss einbezogenen Unternehmen, soweit die Auskunft zur sach­
gemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
Außerdem ist zu Tagesordnungspunkt 10 gemäß § 293 g Abs. 3 Aktiengesetz 
jedem Aktionär auf Verlangen in der Hauptversammlung Auskunft auch 
über alle für den Abschluss des Beherrschungs­ und Gewinnabführungsver­
trags wesentlichen Angelegenheiten der Siemens Mobility GmbH zu geben. 

WEITERGEHENDE ERLÄUTERUNGEN
Unter der Internetadresse  WWW.SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG 
finden sich weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 
nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1, § 293 g Abs. 3 Aktien gesetz.

Live-Übertragung der Hauptversammlung

Auf Anordnung des Versammlungsleiters wird die gesamte Hauptver­
sammlung am 5. Februar 2020 für Aktionäre der Siemens Aktiengesell­
schaft ab 10.00 Uhr live über das Internet übertragen (  WWW.SIEMENS.

COM/HAUPTVERSAMMLUNG). Den Online­Zugang erhalten Aktionäre durch 
Eingabe ihrer Aktionärsnummer und ihrer zugehörigen individuellen 
 Zugangsnummer, die sie den ihnen übersandten Unterlagen entnehmen 
können. Aktionäre, die sich mit einem selbst vergebenen Zugangspasswort 
für den elektronischen Versand der Einladung zur Hauptversammlung 
 registriert haben, verwenden anstelle der individuellen Zugangsnummer 
dieses Zugangspasswort. 

Die Reden des Aufsichtsrats­ und des Vorstandsvorsitzenden können 
auch von sonstigen Interessierten unter  WWW.SIEMENS.COM/ 

HAUPTVERSAMMLUNG live über das Internet verfolgt werden. Unter der­
selben Internetadresse steht nach der Hauptversammlung eine Aufzeich­
nung der Reden des Aufsichtsrats­ und des Vorstandsvorsitzenden, nicht 
aber der gesamten Hauptversammlung, zur Verfügung. 

Die Live­Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme 
an der Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 Aktiengesetz.

GEGENANTRÄGE UND WAHLVORSCHLÄGE GEMÄSS § 126 ABS. 1, 
§ 127 AKTIENGESETZ
Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen 
Vorschläge von Vorstand und /oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten 
der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsrats­
mitgliedern oder von Abschlussprüfern übersenden. Gegenanträge (nebst 
Begründung) und Wahlvorschläge sind ausschließlich an

Siemens Aktiengesellschaft  
Governance & Markets  
Investor Relations (GM IR)  
Werner­von­Siemens­Str. 1, G4.23  
80333 München  
Telefaxnummer: + 49 (0) 89 / 636­1332474

oder per E­Mail an 

hv2020@siemens.com

zu richten. 

Wir werden zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge 
von Aktionären, einschließlich des Namens des Aktionärs sowie zugäng­
lich zu machender Begründungen und gegebenenfalls versehen mit den 
nach § 127 Satz 4 Aktiengesetz zu ergänzenden Inhalten, unverzüglich 
nach ihrem Eingang unter der Internetadresse  WWW.SIEMENS.COM/

HAUPTVERSAMMLUNG veröffentlichen. Dabei werden Gegenanträge und 
Wahlvorschläge zu den Punkten der Tagesordnung berücksichtigt, die bis 
zum 21. Januar 2020 bis 24.00 Uhr bei der genannten Adresse eingehen. 
Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der ge­
nannten Internetadresse veröffentlicht.

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegen­
anträge oder Wahlvorschläge zu den verschiedenen Tagesordnungspunk­
ten auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, 
bleibt unberührt. Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge oder Wahlvor­
schläge, die der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, 
in der Hauptversammlung nur Beachtung finden, wenn sie dort mündlich 
gestellt werden.

http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
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Internetseite, über die die Informationen gemäß § 124 a 
Aktiengesetz zugänglich sind

Die Einberufung der Hauptversammlung mit den gesetzlich geforderten 
Angaben und Erläuterungen ist auch über unsere Internetseite  WWW.

SIEMENS.COM/HAUPTVERSAMMLUNG zugänglich, auf der sich zudem die 
Informationen gemäß § 124 a Aktiengesetz sowie die derzeit gültige Fas­
sung der Satzung der Siemens Aktiengesellschaft befinden. 

Nach der Hauptversammlung werden die Abstimmungsergebnisse unter 
derselben Internetadresse bekannt gegeben.

Hinweise zum Datenschutz

Informationen zur Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten im Zusam­
menhang mit der Hauptversammlung und dem Aktienregister finden Sie 
unter  WWW.SIEMENS.COM/HV-DATENSCHUTZ. Gerne senden wir Ihnen 
diese auch postalisch zu.

Mit freundlichen Grüßen

Siemens Aktiengesellschaft  
Der Vorstand

Siemens Aktiengesellschaft 

Vorsitzender des Aufsichtsrats: Jim Hagemann Snabe 

Vorstand: Joe Kaeser, Vorsitzender ⋅ Mitglieder: Roland Busch, 

Lisa Davis, Klaus Helmrich, Janina Kugel, Cedrik Neike, 

 Michael Sen, Ralf P. Thomas 

Sitz der Gesellschaft: Berlin und München, Deutschland 

Registergericht: Berlin Charlottenburg, HRB 12300, München, 

HRB 6684; WEEE-Reg.-Nr. DE 23691322

http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hauptversammlung
http://www.siemens.com/hv-datenschutz
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